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Abs. Stellungnahme 

Regionalplanerische 
Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

 
Ö-2015-03-31-A Kevelaer 
Dokument 87100/2015 

Hinweise:  
Nach dem 31.03.2015 (Ende des ersten Beteiligungszeit-
raumes) eingegangen. 

 

01 Betreff: Öffentlichkeitsbeteiligung zum Erarbeitungsverfahren des Regionalplans Düsseldorf (RPD) Rohstoffgewin-
nung / Oberflächennahe Bodenschätze 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir möchten einleitend darauf hinweisen, dass wir mit Schreiben vom 06.02.2012 bereits zu Ihren Leitlinien eine 
Stellungnahme abgegeben haben. Mit Antwortschreiben der Regierungspräsidentin, 

Frau Anne Lüttkes, vom 07.03.2012 teilt sie uns mit, dass sie unsere Sorgen zum Fortbestand unseres Unterneh-
mens am Standort Kevelaer mit Interesse gelesen habe und die Inhalte des Schreibens zum Gegenstand der Aus-
wertung der Leitlinien für die Regionalplanfortschreibung verwenden würde. Dafür möchten wir uns Recht herzlich 
bedanken. 

Weiter weist die Regierungspräsidentin darauf hin, dass wir im Rahmen der formellen Öffentlichkeitsbeteiligung des 
Regionalplanverfahrens die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme haben. Dem kommen wir gerne nach.  

Somit nehmen wir im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu dem Erarbeitungsverfahren des Regionalplans 
Düsseldorf (RPD) wie folgt Stellung: 

In Deutschland sind wir eines der führenden Unternehmen bei der Herstellung von Produkten aus Kies und Sand. 
Als Partner des Fachhandels beliefern wir Baustoffhändler, Baumärkte und Gartencenter. Weiter gehören wir euro-
paweit zu den führenden Importeuren von Natur- und Kunststeinen. 

 

Seit 1992 ist unser Unternehmen in der Sparte Betonstein tätig, zunächst in den Niederlanden, dann seit 1999 / 
2000 in Deutschland. Der damalige Bürgermeister von Kevelaer, Herr Heinz Paal, konnte uns davon überzeugen, 
am Standort Kevelaer zu investieren. Da er uns eine sehr großes Potenzial an Industrieflächen aufzeigte und das 
Kieswerk xxx, an der Stadtgrenze Kevelaer / Weeze, in unmittelbarer Nähe unseres Firmenstandortes liegt. Bedin-
gung des Bürgermeisters von Kevelaer war, dass wir unsere Produktionsstätten in den Niederlanden aufgeben und 
ausschließlich am Standort Kevelaer investieren. 

Seitdem blicken wir auf eine sehr erfolgreiche Standortentwicklung zurück. So nahmen wir in 2002 unser erstes 
Betonsteinwerk in Betrieb, in 2006 das zweite und nun zuletzt in 2013/14 das dritte Betonsteinwerk. 

In den gut 15 Jahren haben wir insgesamt rund 60 Millionen Euro in den Standort Deutschland mit Sitz in Kevelaer 
investiert. Derzeit beschäftigen wir rund 240 Mitarbeiter. Wir sind stolz darauf der größte Arbeitgeber in Kevelaer zu 
sein. 

Kevelaer-PZ2eb 

Kap. 8.2.PZ2eb-Allgemein 

Kap. 5.4-Allgemein 

Darüber hinaus werden die 
Ausführungen zur Kenntnis 
genommen. 
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Abs. Stellungnahme 

Regionalplanerische 
Bewertung (Kenntnisnahme/ 
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Zu unseren Kunden gehören die Hagebau-Gruppe mit rund 260 Groß- und Einzelhändlern, sowie die Eurobaustoff 
mit über 1.350 Fachbetrieben. Weiter beliefern wir die örtlichen Baumärkte wie OBI, Bauhaus und viele weitere 
Baumärkte. 

Auf Grund unserer hochwertigen Produktpalette ist die Nachfrage in den letzten Jahren enorm gestiegen. Aus die-
sem Grund halten wir in unserem Werk Kevelaer rund 1.000.000 m2 für unsere Kunden vor.  

Viele indirekte Arbeitsplätze sind an unser Unternehmen gebunden. Wir verfügen über eine eigene Logistikabtei-
lung die dafür sorgt, dass die eigene LKW-Flotte pünktlich bei unseren Kunden ankommt. 

Für die Zukunft würden wir gerne auch weiterhin in den Standort Kevelaer investieren, jedoch mussten wir die Pla-
nung des vierten Betonsteinwerks vor dem Hintergrund der restriktiven Genehmigungspolitik für die Gewinnung der 
von uns benötigten Rohstoffe im Planungsraum Düsseldorf vorerst zurückstellen. Damit mussten wir auch Investit i-
onen in Technik und weitere Arbeitsplätze zurückstellen. 

 

Für unsere drei Betonsteinwerke haben wir einen Rohstoffbedarf an Kies und Sand von rund 900.000 Tonnen / 
anno. Für eine gesicherte Zukunft unserer Produktion benötigen wir angesichts dieses Bedarfs ein zuverlässiges 
Angebot an geeigneten Rohstoffen in unserer Nähe. Jeder Kilometer zählt, um bei einem deutschland- bis europa-
weiten Wettbewerb konkurrenzfähig zu bleiben. 

Ein weiterer sehr wichtiger Baustein ist die Qualität der Lagerstätte und die Qualität der Aufbereitungstechnik. Die 
xxx, eine Tochter der xxx, ist für uns auf Grund modernster Gewinnungs- und Aufbereitungsqualität ein zuverlässi-
ger Partner und konnte uns bislang immer eine einwandfreie und holzfreie Kies-Sand-Qualität gesichert zur Verfü-
gung stellen. 

Wir haben uns die BSABs und Sondierungsbereiche im Kreis Kleve genau angesehen. Zu dem Werk in Kevelaer 
xxx sehen wir keine wirtschaftlichen Alternativen, was Qualität und Nähe zu unserem Industriestandort angeht.  

Nach Sichtung des RPD-Entwurfs müssen wir leider feststellen, dass unsere mit Datum 06.02.2012 aufgezeigten 
Sorgen weiterhin berechtigt sind. Leider wurde kein einziger Gedanke unserer Stellungnahme aufgegriffen. Sie 
verfolgen weiterhin nur das Konzept der 51. Regionalplanänderung. Allerdings kommt jetzt noch hinzu, dass es 
mehr als sieben Jahre nach der bereits sehr restriktiven 51. Regionalplanänderung keine Neudarstellungen von 
BSAB-Flächen bzw. Sondierungsbereichsflächen geben soll. Das lässt befürchten, dass die Gewinnung von Kies 
und Sand im Planungsraum Düsseldorf von Ihrem Haus als Auslaufmodell gesehen wird. 

Hierzu passt, dass uns auf Nachfrage beim Baustoffverband xxx und bei unserem Lieferanten, der xxx aus Weeze, 
bestätigt wurde, dass Ihr Haus selbst mit kleinräumigen Erweiterungen restriktiv umgeht und die insoweit existie-
renden rechtlichen Möglichkeiten nicht nutzt. Ein Abweichen von Ihrer restriktiven Grundhaltung im Hinblick auf die 
Gewinnung von Kies und Sand ist damit nicht einmal in räumlich unbedeutenden Einzelfällen, die für unsere Ver-
sorgung aber erhebliche Bedeutung haben, erkennbar. 
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Diese restriktive Grundhaltung nicht nur auf der Planungsebene, sondern auch im Einzelfall beunruhigt uns umso 
mehr. Was nützten uns unsere Betonsteinfertigungsstraßen, wenn uns qualitativ hochwertige Rohstoffe zukünftig 
nicht mehr nachhaltig in wirtschaftlich erreichbarer Nähe zur Verfügung stehen. Jede Veränderung der Zuliefe-
rungsströme kann unseren Produktionsstandort erheblich gefährden. 

Soweit Ihr Haus noch an sachlichen Argumenten in Bezug auf eine Sicherung der Rohstoffversorgung im Pla-
nungsraum Düsseldorf interessiert sein sollte, regen wir an, die Rahmenbedingungen Ihres Rohstoffmonitorings 
nochmals zu überprüfen. 

Aus eigener Erfahrung und aus der engen Zusammenarbeit mit unseren Rohstofflieferanten wissen wir, wie schwie-
rig es in der heutigen Zeit der konkurrierenden. Interessen ist, Grundstücke für die Rohstoffgewinnung zu erwerben. 
Sie gehen von einer nahezu 100 %igen Flächenverfügbarkeit aus. Das Gegenteil ist aber der Fall. Innerhalb eines 
Großraumprojektes ist immer davon auszugehen, dass Grundstückeigentümer auf Grund subjektiver Interessen 
Liegenschaften nicht verkaufen. Wir regen an eine Flächenabschlag von min. 20 % zu berücksichtigen. 

Weiter möchten wir Ihnen erläutern, dass unser Rohstoffbedarf bei der Betonsteinfertigung von einem Mischungs-
verhältnis von Kies zu Sand von rund 60 zu 40 ausgeht. Jedoch haben die Lagerstätten nicht genau dieses M i-
schungsverhältnis. Im Kreis Kleve, wie auch in anderen Kreisen in NRW sind die Kies- und Sandlagerstätten voll-
kommen diversitär. So gibt es im Bereich Goch und Bedburg-Hau Vorkommen, die nur 5 bis 15 % Körnung haben. 
Bei den Nassabgrabungen um Weeze liegt der Körnungsanteil bei ca. 30 bis 35 %. Da unser prozentualer Kö-
mungsbedarf bei rund 60 % liegt, müssen mit der Produktion unserer Sieblinie im Kieswerk große Sandmengen 
mitproduziert werden, die aber den hochwertigen Ansprüchen, wie bei der Betonsteinfertigung oder bei der Produk-
tion von Transportbeton, aber unmittelbar nicht verwertet werden können. Dieser Sandanteil muss somit einer min-
derwertigen Nutzung zugeführt werden. 

Auch dieser Fakt wird in Ihrem Monitoring nicht berücksichtigt. Aus unserer Sicht ist auch hier ein Abzug von min. 
20 % zu berücksichtigen. 

Um einen gesicherten Bedarf zu berücksichtigen müsste Ihr Haus somit den Flächenbedarf mit dem Korrekturfaktor 
von min. 1,4 belegen. 

 

Umso unverständlicher ist es uns, dass die Vorsorgezeiträume von derzeit 50 Jahren auf 20 Jahre reduziert werden 
sollen. Selbst wenn dies zukünftig den Vorgaben des LEP-Entwurfs entsprechen sollte, handelt es sich hierbei le-
diglich um Mindestvorsorqezeiträume. Sie wollen Lagerstätten auch für Nachfolgegenerationen schützen. Dies ist 
zunächst nicht verwerflich, aber durch ihr Nichthandeln werden die Lagerstätten für zukünftige Generationen gera-
de nicht geschützt. Um nachhaltig Lagerstätten für Nachfolgegenerationen zu schützen, ist hier auch ein dringender 
Handlungsbedarf geboten und dies geht über die Darstellung von Sondierungsbereichen hinaus. Unternehmen 
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planen langfristig. Unternehmen benötigen Investition- und Planungssicherheit, Wie einleitend erwähnt haben wir 
unsere Produktionsstätten in den Niederlanden zu Gunsten von Deutschland in den 90er Jahren aufgegeben.  

Ein Unternehmen wie wir, das bereits erhebliche Investitionen in Bezug auf die künftige Versorgungssicherheit in 
der Region getätigt hat, muss aus Gründen des Vertrauensschutzes über die Möglichkeit verfügen, auch zukünftig 
Rohstoffe in wirtschaftlich erreichbarer Nähe zu erhalten. Es scheint nicht logisch, wenn man uns nach Deutschland 
holt, Investitionen und Arbeitsplätze am Standort Kevelaer begrüßt, aber an anderer Stelle den Fortbestand des 
Unternehmens durch fehlende Rohstoffgewinnungsmöglichkeiten konterkariert. 

Wenn Sie die Rohstoffgewinnungsmöglichkeiten im Planungsraum Düsseldorf auf ein dem wirtschaftlichen Bedarf 
nicht mehr ansatzweise entsprechendes Maß reduzieren wollen, werden in Konsequenz Ihres Handelns viele Un-
ternehmen der Rohstoffgewinnung und der Rohstoffverarbeitung in den nächsten Jahren schließen. Wenn Ihnen 
daran gelegen ist, dass wir nicht dazu gehören, ist dringender Handlungsbedarf geboten. 

 

Sehr gerne würden wir unsere Bedenken und Anregungen mit Ihnen erörtern. 

Aus diesem Grund bitten wir Sie uns über den Erörterungstermin im Regionalplanverfahren zu informieren und 
einzuladen. 

 

 
Ö-2015-03-31-B Mönchengladbach 
Dokument 143148/2015 

Hinweise: 
Hauptstellungnahme siehe Ö-2015-03-05-A-Mönchengladbach 
IDENTISCH mit der Stgn. Ö-2015-03-31-BA Mönchengladbach 

Dokument 61295/2015 

 

 Betreff:  Öffentlichkeitsbeteiligung zum Erarbeitungsverfahren des Regionalplans Düsseldorf (RPD) 

Rohstoffgewinnung I Oberflächennahe Bodenschätze 

 

Stellungnahme der xxx vom 05.03.2015 / Ergänzung zur Beikarte 4J 

 

...durch Schreiben vom 05.03.2015 haben wir für xxx, zu dem Entwurf des Regionalplans Düsseldorf (RPD) Ste l-
lung genommen. Diese Stellungnahme ergänzen wir noch wie folgt: 

Nach Kapitel 4.5.1 G2 in Verbindung mit der Beikarte 4J ĂLandwirtschaft" des Entwurfs des RPD sollen die Belange 
der Rohstoffsicherung zukünftig abwägungsfehlerhaft nahezu vollständig gegenüber den Belangen der Landwir t-
schaft zurücktreten. Das betrifft, soweit erkennbar, auch die Erweiterungsfläche der Abgrabung unserer Mandantin 
in der Gemeinde Jüchen. Diese offenkundige Fehlgewichtung ist im weiteren Verlauf des Aufstellungsverfahrens zu 
korrigieren. 

Kap. 8.2.PZ2eb-Allgemein 

 

domea://|HOST=brd-prod01.domea.nrw.de|PORT=3466|TYPE=DOC|OBJECTID=1865174/
domea://|HOST=brd-prod01.domea.nrw.de|PORT=3466|TYPE=DOC|OBJECTID=1725067/
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1. 

Flächendeckende Höhergewichtung landwirtschaftlicher Interessen gegenüber der Rohstoffgewinnung 

 

 

Gemäß Kapitel 4.5.1 G2 des Entwurfs des RPD sollen in den Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen u.a. 
,,agrarstrukturell bedeutsame Flächen in landwirtschaftlichen Produktionsräumen mit hoher Produktivität, die in 
Beikarte 4J - Landwirtschaft - dargestellt sind", nicht für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen in Anspruch 
genommen werden, sofern diese deren agrarwirtschaftliche Bedeutung beeinträchtigen. 

 

In Kapitel 5.4.1 Abs. 27 der Erläuterungen des Entwurfs des RPD wird darüber hinaus ausgeführt, dass bei der 
Entscheidung über künftige BSAB und künftige Sondierungsbereiche u.a. ,,die Darstellung von Abgrabungsbere i-
chen  vorrangig  außerhalb von Bereichen mit besonders guten landwirtschaftlichen Produktionsbedingungen" als 
Kriterium berücksichtigt werden soll. 

 

Das bedeutet,  dass zukünftig  BSAB oder Sondierungsbereiche nur in  wenigen Ausnahmefällen im Bereich der in 
der Beikarte 4J dargestellten Ăagrarstrukturell bedeutsamen Flªchen" ausgewiesen werden kºnnten, da den land-
wirtschaftlichen Belangen in diesen Bereichen durch einen Grundsatz der Raumordnung ein erheblich höheres 
Gewicht zugemessen würde als den Belangen der Rohstoffgewinnung. Zudem könnte dieser abwägungserhebliche 
Grundsatz in Zukunft regelmäßig Abgrabungserweiterungen nach der Ausnahmeregelung  in  Kapitel 5.4.1 Z4 des 
Entwurfs auf der Planfeststellungsebene entgegengehalten werden. 

 

Die Beikarte 4J des Entwurfs des RPD stellt nahezu den gesamten Freiraum des Planungsraumes als Ăagrarstruk-
turell bedeutsame Flächen" dar. Ausgespart sind lediglich Waldflächen und Siedlungsflächen sowie bestimmte lnf-
rastrukturvorhaben wie Flughäfen. BSAB und Sondierungsbereiche werden demgegenüber nur zu einem geringen 
Teil von der Darstellung als Ăagrarstrukturell bedeutsame Flächen" ausgespart. 

 

Durch das Zusammenspiel zwischen Kapitel 4.5.1 G2 und Kapitel 5.4.1 Erläuterung Abs. 27 des Entwurfs des RPD 
in Verbindung mit der flªchendeckenden  Darstellung von Ăagrarstrukturell  bedeutsamen Flªchen" in  der  Beikarte 
4J würde  sowohl in Bezug auf aktuelle BSAB und Sondierungsbereiche,  als auch im Hinblick auf die zukünftige  
Fortschreibung von BSAB und Sondierungsbereichen den  Belangen der  Landwirtschaft abwägungsfehlerhaft ein 
weitgehender Vorrang vor den Belangen der Rohstoffsicherung eingeräumt. 
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Unabhängig davon, dass diese Gewichtung der Belange insgesamt nicht nachvollziehbar ist, besteht hinsichtlich 
der Ăagrarstrukturell bedeutsamen Flächen" ein offenkundiges Ermittlungsdefizit. 

 

Angesichts der raumordnungsrechtlichen Auswirkungen, die eine Höhergewichtung der Belange der Landwirtschaft 
in den Ăagrarstrukturell bedeutsamen Flªchen" nicht nur f¿r die Entwicklungsmºglichkeiten der Rohstoffgewinnung, 
sondern auch für  andere Nutzungen im Freiraum haben würde, müsste die Ermittlung der Ăagrarstrukturell bedeut-
samen Flächen" viel detaillierter erfolgen als dies bisher geschehen ist. 

 

Die Beikarte 4J des Entwurfs des RPD ist ausweislich S. 90 ff. der Begründung des Entwurfs so  zustande  ge-
kommen, dass Meldungen über landwirtschaftlich bedeutsame Flächen aus unterschiedlichen Quellen zusammen-
getragen und vollumfänglich in die Beikarte 4J aufgenommen wurden.  Eine irgendwie geartete Überprüfung der 
gemeldeten Flächen hat ebenso wenig stattgefunden wie eine Abwägung mit anderen raumbedeutsamen  Belan-
gen. Das wird durch zahlreiche uns bekannte Flächen belegt, die wegen vorheriger Auskiesung etc. für eine land-
wirtschaftliche Nutzung weitestgehend ungeeignet sind, aber dennoch in der Beikarte 4J dargestellt werden. 

 

Die geschilderte Vorgehensweise hat letztlich dazu geführt, dass nahezu der gesamte Freiraum des Planungsrau-
mes nach der Beikarte 4J  als Ăagrarstrukturell bedeutsame Flªchen" ausgewiesen werden soll. Das ist bereits vom 
Grundsatz her und nicht auf die Rohstoffgewinnung beschränkt erkennbar abwägungsfehlerhaft. 

 

2. 

Überlagerung der Erweiterungsfläche unserer Mandantin in Jüchen 

 

Soweit dies in Anbetracht des Maßstabes der Beikarte 4J von 1 :  200 000 erkennbar ist, soll die ca.10 ha große 
Erweiterungsfläche in der Gemeinde Jüchen der seit Jahren betriebenen Abgrabung unserer Mandantin durch die 
Darstellung von Ăagrarstrukturell bedeutsamen Flächen" überlagert werden (Blatt 2 der Beikarte 4J).  

 

F¿r die Erweiterungsflªchen  bedeutet  die ¦berlagerung durch Ăagrarstrukturell  bedeutsame  Flächen" nach der 
Beikarte 4J, dass zukünftig in dem seit Jahren laufenden Genehmigungsverfahren nach dem Abgrabungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen für die Erweiterung der Abgrabung unserer Mandantin der Grundsatz in Kapitel 4.5.1  G2 gre i-
fen w¿rde, wonach Ăagrarstrukturell bedeutsame Flächen" nicht für gegenläufige raumbedeutsame  Planungen und 
Maßnahmen in Anspruch genommen werden sollen. Damit soll trotz positiver Kenntnis der Regionalplanung davon, 
dass unsere Mandantin für die Fortführung ihres Abgrabungsbetriebes auf die lediglich 10 ha großen Erweiterungs-
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flächen existenziell angewiesen ist, ohne eine nachvollziehbare Detailermittlung und Bewertung der landwirtschaf t-
lichen Belange und ohne jede Gewichtung der Belange unserer Mandantin im neuen RPD eine der Genehmigung 
der Abgrabungserweiterung entgegenstehende Rechtslage auf Ebene der Raumordnung geschaffen werden. 

 

Hinzu käme Kapitel 5.4.1 Abs. 27 der Erläuterungen, wonach bei der Entscheidung über künftige BSAB und Son-
dierungsbereiche Ădie Darstellung von Abgrabungsbereichen vorrangig außerhalb von Bereichen mit besonders 
guten landwirtschaftlichen Produktionsbedingungen" als Kriterium berücksichtigt werden soll. Durch die Darstellung 
der Erweiterungsflªche der Abgrabung als Ăagrarstrukturell bedeutsame Flªchen" nach der Beikarte 4J würde damit 
faktisch ausgeschlossen (vgl. hierzu Ziffer 3.), dass die Erweiterungsflächen der Abgrabung in  dem vorliegenden 
Verfahren zur Neuaufstellung des RPD oder in einem späteren Verfahren zur Fortschreibung des RPD als BSAB 
oder Sondierungsbereich dargestellt werden. 

 

Durch die ¦berlagerung der Erweiterungsflªchen der Abgrabung unserer Mandantin durch Ăagrarstrukturell  be-
deutsame Flächen" in der Beikarte 4J Blatt 2 des Entwurfs des RPD würde damit die Fortsetzung des Abgrabungs-
betriebes unserer Mandantin auf den dringend benötigten Erweiterungsflächen dauerhaft verhindert. Dem steht 
kein nachvollziehbares Erfordernis der Raumordnung entgegen, denn Flächen für die Landwirtschaft sind im Pla-
nungsraum in ausreichendem Maße vorhanden und die Erweiterungsfläche unserer Mandantin weist insoweit auch 
keine Besonderheiten auf. 

 

Die Überlagerung der Erweiterungsfläche in der Beikarte 4J Blatt 2 des Entwurfs des RPD erweist sich damit als 
abwägungsfehlerhaft und ist im weiteren Verlauf des Aufstellungsverfahrens zu korrigieren. 

 

3. 

Verhinderung einer zukünftigen Fortschreibung der BSAB und Sondierungsbereiche insgesamt 

 

Unabhängig davon, wie man die zeitliche Reichweite der im Entwurf des RPD aktuell dargestellten BSAB und Son-
dierungsbereiche beurteilt, steht außer Frage, dass der RPD  in der  Zukunft irgendwann um neue BSAB  (bzw. 
Erweiterungen bestehender BSAB) und Sondierungsbereiche ergänzt werden muss. Diese zukünftige Fortschre i-
bung der Abgrabungsbereiche würde aber durch die flächendeckende Darstellung der Ăagrarstrukturell bedeutsa-
men Flächen" in der Beikarte 4J unmöglich gemacht. 

 

Dem Grundsatz der Nichtinanspruchnahme Ăagrarstrukturell bedeutsamer Flªchen" in Kapitel 4.5.1   G2  des  Ent-
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wurfs des RPD steht kein entsprechender Grundsatz der Raumordnung  zugunsten der Rohstoffsicherung gegen-
über. Die Rohstoffsicherung wird im Entwurf des RPD vielmehr nahezu ausschließlich unter dem Gesichtspunkt 
denkbarer Restriktionen behandelt. 

 

Kapitel 5.4.1 des Entwurfs des RPD enthält kein Ziel und auch keinen Grundsatz der Raumordnung für  eine  lang-
fristige  Sicherung  der  Gewinnung  von  Lockergesteinen über die bisher dargestellten BSAB und Sondierungsbe-
reiche hinaus. Bei zukünftigen Abwägungen über neue BSAB oder Sondierungsbereiche würden demnach kein Ziel 
oder Grundsatz der Raumordnung für die Belange der Rohstoffgewinnung sprechen. 

 

Demgegenüber findet sich in Kapitel 4.5.1 der eindeutig und damit schon fast zielförmig formulierte Grundsatz G2, 
dass die Ăagrarstrukturell bedeutsamen Flªchen" nicht für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen in An-
spruch genommen werden sollen, sofern diese deren agrarwirtschaftliche Bedeutung beeinträchtigen. Dass durch 
eine Abgrabung die agrarwirtschaftliche Bedeutung der betroffenen Flächen beeinträchtigt  würde, ist nicht zu be-
zweifeln. Damit müssten die widerstreitenden Interessen der Landwirtschaft und der Rohstoffgewinnung insoweit 
gegeneinander abgewogen werden. 

 

Angesichts des Ungleichgewichts der Belange in Kapitel 4.5.1 einerseits und Kapitel 5.4.1 andererseits würde das 
Gewicht der Belange der Landwirtschaft das Interesse an der Rohstoffgewinnung aber stets übersteigen und eine 
Abwägungsentscheidung des Regionalrats zugunsten der Rohstoffgewinnung verhindern. In seiner jetzigen Form 
enthält der Entwurf des RPD damit nichts weniger als ein Modell für das Auslaufen der Gewinnung von Lockerge-
steinen im Planungsraum Düsseldorf innerhalb der kommenden 20 Jahre. 

 

An diesem einschneidenden Ergebnis vermag auch Kapitel 5.4.1 Abs. 27 der Erläuterungen des Entwurfs des RPD 
nichts zu ªndern. Zwar heiÇt es dort, dass die k¿nftige Darstellung von BSAB und  Sondierungsbereichen Ăvorran-
gig außerhalb von Bereichen mit besonders guten landwirtschaftlichen Produktionsbedingungen" erfolgen soll, wo-
raus man folgern könnte, dass die Darstellung von BSAB und Sondierungsbereichen in Ăagrarstrukturell  bedeut-
samen Flächen" nicht vollständig ausgeschlossen sein sollen, sondern lediglich nachrangig zu anderen verfügba-
ren Flächen erfolgen soll. 

 

Hierbei handelt es sich jedoch zum einen lediglich um eine Aussage innerhalb der Erläuterungen des RPD und 
nicht um ein Ziel oder einen Grundsatz der Raumordnung. Eine bloße Aussage innerhalb der Erläuterungen des 
Regionalplans vermag jedoch einen eindeutig formulierten Grundsatz der Raumordnung, wie er sich in Kapitel 4.5.1 
G2 des Entwurfs des RPD findet, nicht zu überwinden. 
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Zum anderen w¿rde die Vorgabe, k¿nftige BSAB und Sondierungsbereiche vorrangig auÇerhalb der Ăagrarstruktu-
rell bedeutsamen Flächen" darzustellen, jede technisch und wirtschaftlich umsetzbare Darstellung von BSAB und 
Sondierungsbereichen verhindern.  Denn angesichts der flªchendeckenden Darstellung der Ăagrarstrukturell be-
deutsamen Flächen" in der Beikarte 4J müssten BSAB und Sondierungsbereiche unabhängig von der Lagerstät-
tenqualität, der Größe / dem Zuschnitt der Lagerstätte, Transportmöglichkeiten und Absatzmärkten in den wenigen 
nicht von Ăagrarstrukturell bedeutsamen Flªchen" ¿berlagerten Bereichen dargestellt werden. 

 

Es bedarf keiner weiteren Erläuterung, dass dies zu lediglich zufälligen Ergebnissen und damit auch zu zufällig 
zugeschnittenen und räumlich gelegenen BSAB und Sondierungsbereichen führen würde. Technisch und wir t-
schaftlich abbaubare Rohstoffvorkommen lassen sich durch eine derartige Vorgehensweise, die als reines Zufalls-
prinzip bezeichnet werden könnte, regionalplanerisch nicht sichern. Das stellt einen Verstoß gegen die höherrang i-
gen planungsrechtlichen Vorgaben in  Bezug auf die Sicherung der Rohstoffversorgung dar. 

 

Insgesamt ist damit eine vollständige Überarbeitung des in seinem derzeitigen Zustand offenkundig abwägungsfeh-
lerhaften  Kapitels 4.5.1 des Entwurfs des RPD sowie der Beikarte 4J erforderlich. 

Für eventuelle Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

 
Ö-2015-03-31-C Weeze 
Dokument 143187/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Öffentlichkeitsbeteiligung zum Erarbeitungsverfahren des Regionalplans Düsseldorf (RPD) 

 

Wir zeigen an, dass wir xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx, im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Regionalplans 
Düsseldorf (RPD) beraten und vertreten. Eine auf uns lautende Vollmacht fügen wir bei.  

 

Im Namen unserer Mandantin geben wir folgende Stellungnahme ab: 

 

I. 

 

Unsere Mandantin ist Eigentümerin verschiedener Grundstücke im Plangebiet. Die im Einzelnen betroffenen Flä-
chen sind unter Angabe der ihnen im Regionalplan Düsseldorf zugeordneten Nutzung und der Größe der von den 
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jeweiligen Festlegungen und Darstellungen betroffenen Flächen in der 

 

Anlage 1 

aufgeführt. 

 

II. 

 

 

02 1. Die in Kap. 2.2 G1-5 festgelegten Grundsªtze der Raumordnung zu den Ărªumlichen Erfordernissen der Kul-
turlandschaft" werden in der jetzigen  Form grundsätzlich begrüßt. Es ist richtig, dass dabei nicht das Instrument 
eines Raumordnungsziels gewählt wurde, um eine inhaltliche Flexibilität zu gewährleisten und andere raumbedeut-
same Nutzungen und Funktionen nicht auszuschließen bzw. unverhältnismäßig einzuschränken. Auch darf damit 
keine neue Schutzgebietskategorie eingeführt oder vorbereitet werden. 

 

ĂDie Ausf¿hrungen werden 
zur Kenntnis genommen.ñ  

 

03-A 2. Es bestehen erhebliche Bedenken gegen den Umfang der vorgesehenen BSN-Flächen sowie die daran an-
knüpfende, u.a. in Kap. 4.2.1 02 enthaltene Vorgabe, dass Kern- und Verbindungsflächen des landesweiten und 
regionalen Biotopverbundes innerhalb der BSN als Naturschutzgebiet  festgelegt werden sollen und die innerhalb 
der ĂBereiche zum Schutz der Natur" gelegenen Flächen, die bislang nicht als Naturschutzgebiete festgesetzt sind 
bzw. werden sollen, zumindest als Landschaftsschutzgebiete  festzulegen. 

Kap. 4.2.-Allgemein 

03-B  

a) Eine Erweiterung der Schutzgebietskulisse ist schon in tatsächlicher Hinsicht 

nicht erforderlich. Bereits im Zuge des Erarbeitungsverfahrens zum GEP99 wurde die Thematik der BSN-
Darstellungen umfassend diskutiert. Das damalige Abstimmungsergebnis  sollte nach wie vor verbindlich sein. In-
der zwischenzeitlich abgeschlossenen Vereinbarung mit dem Land NRW zum Vogelschutzgebiet  ĂUnterer Nieder-
rhein" und zu bestimmten FFH-Schutzgebieten wird ebenfalls festgehalten, dass die Erweiterung oder Neuauswei-
sung von Schutzgebieten im Regel fall nicht erforderlich und vorgesehen ist.  

 

Kap. 4.2.1-Z1 
Kap. 4.2.1-G2 

 

04 b) In rechtlicher Hinsicht dürfte sich diese Vorgabe im Übrigen als rechtswidrig er weisen, da die kompetenzie l-
len Schranken der Raumordnung überschritten werden. Die angesprochene Festlegung geht über dasjenige, was 
im Rahmen eines Regionalplanes in seiner Funktion als Landschaftsrahmenplan (§ 18 Abs. 2 LPlG NRW) übli-
cherweise festgelegt werden kann, weit hinaus. 

Kap. 4.2.-Allgemein 
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Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) enthält in den §§ 20 ff. BNatSchG gerade detaillierte Vorgaben zur 
Schaffung eines Biotopverbundes und zur Biotopvernetzung.  § 20 Abs. 2 BNatSchG definiert unterschiedlicher 
Gebietskategorien, auf die der Träger der Landschaftsplanung im Rahmen der Ausübung seines planerischen Er-
messens nach § 20 Abs. 2 i. V. m. § 22 Abs. 1 BNatSchG zurück greifen kann (§ 20 Abs. 2 i. V. m. § 22 Abs. 1 
BNatSchG). Dabei steht sowohl das ĂOb" einer Unterschutzstellung  als auch das ĂWie" im pflichtgemªÇen Ermes-
sen des zuständigen Trägers der Landschaftsplanung. Er verfügt über ein Entschließungs- und Auswahlermessen 
gerade auch dann, wenn eine Schutzbedürftigkeit und Schutzwürdigkeit eines Teils der Natur und Landschaft ge-
geben ist. 

 
Vgl. BVerwG, Beschl. v. 13.03.2008 -Az. 4 B 15/08; 

Heugel, in: Lütkes/Ewer -BnatSchG,  1. Aufl. 2011,  § 22 Rn. 4. 

 

Dieses Planungsermessen des Trägers der Landschaftsplanung würde im Ergebnis durch die Vorgaben des Regi-
onalplans nahezu Ăauf Null" reduziert und damit unverhªltnismªÇig beschrªnkt. 

 

05 c) Die Vorgabe widerspricht auch den Zielen des in Aufstellung befindlichen Landesentwicklungsplans (LEP), 
der in den Erläuterungen zu Ziel 7.2.-2 ĂGebiete f¿r den Schutz der Natur" ausdr¿cklich klarstellt, dass die im LEP 
festgelegten Gebiete für den Schutz der Natur nicht vollständig in Form verbindlich festgesetzter Naturschutzgebie-
te gesichert werden müssen. Vielmehr bleibt es danach der Naturschutzverwaltung bzw. den Trägem der Land-
schaftsplanung vorbehalten, unter Beachtung naturschutzrechtlicher Vorgaben Art und Umfang des Schutzes von 
Natur und Landschaft festzusetzen. 

 

Vgl. S. 84 des LEP-Entwurfs (Stand: 25.06.2013). 

 

Insoweit handelt es sich um ein sonstiges Erfordernis der Raumordnung i. S. v. § 3 Abs. Nr. 4 ROG, das gemäß § 4 
Abs. 1 S. 1 ROG in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen - also gerade auch bei der Aufstellung des Regio-
nalplans - zu berücksichtigen  ist. 

 

Kap. 4.2.-Allgemein 

06-A 3. Im Bereich des Rheins sollte - mit Blick auf dessen wirtschaftliche Bedeutung als zentrale Binnenwasserstra-
ße und dessen fehlende Unterschutzstellung in seinem übrigen Verlauf außerhalb der Planungsregion - insgesamt 
auf die Festlegung eines ĂBereichs zum Schutz der Natur" gemäß Kap. 4.2.2 der textlichen Festlegungen verzichtet 

Kap. 8.2.PZ2da-Allgemein 
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werden. 

06-B  

Entsprechendes gilt auch für die entlang der Niers vorgesehenen BSN-Flächen. Auch hier unsere Mandantin Ei-
gentümerin verschiedener Grundstücke (vgl. Anlage 1), die derzeit land- und forstwirtschaftlich genutzt werden. 

 

Kap. 8.2.PZ2da-Allgemein 

07 4. In Kap. 4.2.1 G1-3 muss ergänzt bzw. klargestellt werden, dass die Belange der Forst und Landwirtschaft 
ebenfalls besonderes Gewicht haben und kein automatischer Vorrang bzw. ein höhere Gewichtung der Belange 
des Naturschutzes und des anzustrebenden Biotopverbundes im Rahmen der Abwägung besteht. Gerade bereits 
bestehende landwirtschaftliche Betriebsstandorte und Nutzflächen müssen geschützt und deren maßvolle Erweite-
rung sichergestellt werden. In Betracht kªme hierf¿r die Festlegung einer Ăerweiterten Bestandsschutzklausel". 

 

Kap. 4.2.2-Z1 

Kap. 4.2.2-Z2 

 

08-A Für die in der Anlage 1 genannten Flächen unserer Mandantin gilt insoweit Folgendes: 

Im Biotopkataster des LANUV NRW sind Teile dieser Flªchen als schutzw¿rdige Biotope aufgef¿hrt (ĂKalkbeckhei-
de" - BK 4303-0001, ĂErlenwald bei Gut Hovesaat" - BK 4303-002 und ĂNiers zwischen Haus Fort und Weeze" -BK 
4303-024). 

 

Tatsächlich werden die Flächen derzeit intensiv land- und forstwirtschaftlich genutzt, wobei kleinere Teile verpach-
tet sind. Auf Grund der beabsichtigten Festlegungen steht zu befürchten, dass diese Nutzung mittelfristig zumindest 
erheblich beeinträchtigt, wenn nicht gar unmöglich gemacht wird.  

Kap. 4.2.1-Z1 

Kap. 4.2.1-G2 

08-B Dies würde wiederum zu schwerwiegenden finanziellen Folgen für unsere Mandantin bzw. zu einem erheblichen 
Eingriff führen. Um diese unzumutbaren Belastungen abzumildern, wird daher gefordert, die textlichen Festlegun-
gen des Entwurfs bzw. die zugehörigen Erläuterungen (klarstellend) dahingehend zu ergänzen, dass bestehende 
land- und forstwirtschaftliche Nutzungen uneingeschränkt fortgeführt werden dürfen. Hierfür streitet schon der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

 

Kap. 4.2.1-Z1 

Kap. 4.2.1-G2 

08-C Gegen die Eignung der Fläche als Bestandteil des Biotopverbunds spricht aus Sicht unserer Mandantin außerdem 
der Umstand, dass die in Rede stehende Fläche in kurzem Abstand durch die Autobahn A57 und die Landstraße 
L77 unterbrochen wird. Eine für einen Biotopverbund erforderliche Durchlässigkeit ist deshalb gerade nicht gege-
ben. 

 

Kap. 8.2.PZ2d-Allgemein 
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08-D Die großflächige Ausweisung von BSN-Flächen erweist sich insoweit auch deshalb als verfehlt, weil es sich bei 
diesen zeichnerischen Festlegungen i. V. m. den Kap. 4.2.2 Z1 und Z2 um Vorranggebiete gemäß § 8 Abs. 7 S. 1 
Nr. 1 ROG handeln soll. Dabei handelt es sich um Ziele der Raumordnung, also gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG um 
Ăverbindliche Vorgaben in Form von rªumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Trªger der Raum-
ordnung abschließend abgewogenen (§ 7 Abs. 2 ROG) textlichen oder zeichnerischen Festlegungen im Raumord-
nungsplan zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums". Vorliegend fehlt es aber vollständig an einer 
Auseinandersetzung mit den widerstreitenden künftigen Nutzungsinteressen bzw. tatsächlich ausgeübten Nutzun-
gen und den Vorstellungen  des Entwurfs. Es würden vielfach - wie im Falle unserer Mandantin - Flächen einbezo-
gen werden, die f¿r den Schutz, die Pflege und Entwicklung Ăwertvoller Biotope" tatsªchlich ¿berhaupt nicht zur 
Verfügung stehen. Daher genügt der Entwurf des Regionalplans erkennbar nicht den strengen Anforderungen an 
die abschließende Abwägung der betroffenen Eigentümerbelange. 

 

Die Festlegung ist außerdem nicht erforderlich, da die getroffenen Festlegungen wegen der widerstreitenden Nu t-
zungsabsichten der Eigentümer auf absehbare Zeit nicht verwirklicht werden können. 

 

Kap. 4.2.-Allgemein 

08-E Von daher darf eine bereichsscharfe zeichnerische Festlegung von BSN-Flächen nur in solchen Bereichen erfol-
gen, die tatsächlich auch für den Schutz, die Pflege und die Entwicklung von wertvollen Biotopen bzw. einer Bio-
topvernetzung zur Verfügung stehen. 

 

Kap. 8.2.PZ2d-Allgemein 

09 5. Entsprechende Bedenken bestehen gegen die in Kap. 4.2.2 Z2 S. 1 enthaltene Vorgabe. Danach sind die 
Kernflªchen innerhalb der ĂBereiche f¿r den Schutz der Natur" f¿r das landesweite und regionale Biotopverbund-
system zu entwickeln, zu erhalten und zu optimieren. Eine derart strikte Vorgabe ist nicht erforderlich. Stattdessen 
sollten Abwägungs- bzw. Abweichungsspielräume  für den Träger der Landschaftsplanung eröffnet werden, um 
diesem Handlungsspielräume im Einzelfall zu belassen. Im Übrigen kann die Sicherung des Biotopsystems auch 
mit anderen Mitteln erfolgen. 

 

Kap. 4.2.-Allgemein 

10 6. Auch hinsichtlich des Kap. 4.2.3 fordern wir im Namen unserer Mandantin, dass der Umfang der ĂBereiche 
für den Schutz der Natur und landschaftsorientierten  Erholung" hier vor allem bezogen auf die Eigentumsflächen 
unserer Mandantin gemäß Anlage 1 gegenüber dem GEP99 und den Ausweisungen in den bestehenden Land-
schaftsplänen nicht erweitert wird. Wir bitten hier um entsprechende Reduzierung der im vorliegen den Entwurf 
ausgewiesenen BSN-Flächen. Der Regionalplan sollte grundsätzlich in der Ausweisung von BSN-Flächen Zurück-
haltung üben. 

 

Kap. 8.2.PZ2da-Allgemein 
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11 III. 

 

Der Entwurf des RPD enthªlt in der Beikarte 4J ĂLandwirtschaft" auf dem Gebiet von Weeze eine nicht nachvoll-
ziehbare und abwägungsfehlerhafte ¦berlagerung eines Abgrabungsbereiches durch Ăagrarstrukturell bedeutsame 
Flächen". 

 

Im Einzelnen: 

 

Im Kartenblatt L 4302 des aktuellen GEP 99 ist auf dem Gebiet der Gemeinde Weeze im Bogen der Niers südlich 
der A 57 ein BSAB mit einer Flächengröße von ca. 28,2 ha dargestellt. Diese Darstellung wurde in Blatt 08 des 
Entwurfs des RPD als BSAB Nr. KLE 28 übernommen. 

 

Unsere Mandantin ist Eigentümerin sämtlicher Grundstücksflächen innerhalb des BSAB Nr. KLE 28. Im Umfeld des 
BSAB wurde in früheren Jahren bereits in kleinerem Umfang abgegraben. Derzeit steht unsere Mandantin in Ver-
handlungen mit einem Auskiesungsunternehmen, das die Lagerstätte in dem BSAB vollständig im Rahmen einer 
Nassauskiesung abbauen möchte. Hierfür müsste noch ein entsprechendes Planfeststellungsverfahren durchge-
führt werden. 

 

In der Beikarte 4J ĂLandwirtschaft" ist nahezu die gesamte Flªche des BSAB Nr. KLE 28 als Ăagrarstrukturell be-
deutsame Flächen" dargestellt. Das widerspricht offenkundig der Funktion, die eine Darstellung von BSAB im Regi-
onalplan haben soll und mit der unsere Mandantin seit Jahren rechnet. 

 

Nach Kapitel 5.4.1 Z2 des Entwurfs des RPD ist in den BSAB der Abbau oberflächennaher Bodenschätze zu ge-
währleisten. GemªÇ Kapitel 4.5.l G2 des Entwurfs des RPD sollen demgegen¿ber Ăagrarstrukturell bedeutsame 
Flächen in landwirtschaftlichen Produktionsräumen mit hoher Produktivität, die in Beikarte 4J - Landwirtschaft - 
dargestellt sind", nicht für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen in Anspruch genommen werden, sofern 
diese deren agrarwirtschaftliche Bedeutung beeinträchtigen. Beide Zielsetzungen gemeinsam lassen sich allerdings 
auf ein und denselben Flächen nicht verwirklichen. 

 

Für eine optimale Ausschöpfung der Kies- und Sandvorkommen in dem BSAB ist eine Nassauskiesung erforder-
lich. Nach Ende der Auskiesung verbleibt ein Auskiesungssee. Eine Nassauskiesung beeinträchtigt damit naturge-
mäß die agrarwirtschaftliche Bedeutung der betroffenen Flächen bzw. beseitigt diese vollständig. Aber auch im 

Kap. 7-Beikarte 4J 
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Falle des Trockenabbaus geht die agrarwirtschaftliche Bedeutung der Flächen verloren, da eine spätere landwir t-
schaftliche Nutzung die Verfüllung der entstehenden Grube mit geeignetem Material voraussetzen würde, was 
schlichtweg unrealistisch erscheint. 

 

Es ist unverständlich, weshalb im neuen RPD ein und dieselbe Fläche mit gegenläufigen, nicht zu vereinbarenden 
Nutzungen überplant werden soll. Das entspricht nach dem Verständnis unserer Mandantin generell keiner Pla-
nung, bei der alle Belange ausreichend ermittelt und gegeneinander abgewogen worden sind. Vorliegend existiert 
seit Jahren im Regional plan eine Darstellung der Flächen als BSAB, die einer langfristigen Sicherung der Roh-
stoffversorgung dienen soll. Entweder wurde dies bei der Ermittlung der Ăagrarstrukturell bedeutsamen Flªchen" f¿r 
die Beikarte 4J schlichtweg übersehen, oder hier soll bewusst ein planungsrechtlicher  Konflikt zu Lasten einer seit 
Jahren geschützten Nutzung - Rohstofflagerstätte - der Flächen geschaffen werden. 

 

Diese widersprüchlichen Darstellungen stellen unsere Mandantin auch vor konkrete wirtschaftliche Probleme.  

 

Bisher konnte sie und das an der Auskiesung des BSAB interessierte Unternehmen davon ausgehen, dass die 
zukünftige Rohstoffgewinnung in diesem Bereich planungsrechtlich ohne weiteres zulässig ist und daher einer 
Planfeststellung der Abgrabung keine unüberwindbaren Hindernisse entgegenstehen. Nunmehr steht zu befürch-
ten, dass der Auskiesung im Planfeststellungsverfahren entgegengehalten werden wird, dass hierdurch gegen Ka-
pitel 4.5.1 G2 des Entwurfs des RPD verstoßen würde, da für die Abgrabung Ăagrarstrukturell bedeutsame Flªchen" 
beseitigt werden müssten. Das stellt ein konkretes Risiko für die Abwägungsentscheidung im Planfeststellungsver-
fahren  dar. 

 

Dieses Risiko schmälert natürlich das Interesse des oben erwähnten Unternehmens, langfristig in die Flächensiche-
rung und Planung einer Auskiesung in dem BSAB zu investieren, erheblich. Das wurde unserer Mandantin gegen-
über durch das Unternehmen bereits kommuniziert. 

 

Wir möchten abschließend nochmals betonen, dass sich unsere Mandantin seit Jahren auf die Darstellung des 
BSAB Nr. KLE 28 im Regionalplan verlassen und ihre Planungen bezüglich der wirtschaftlichen Nutzung dieser 
Flächen hierauf abgestellt haben. Die nunmehr nach dem Entwurf des RPD überraschend geplante Überlagerung 
des BSAB in Weeze durch Ăagrarstrukturell bedeutsame Flächen" in der Beikarte 4J Blatt 2 des Entwurfs des RPD 
stellt sich vor diesem Hintergrund aus Sicht unserer unsere Mandantin als offenkundig abwägungsfehlerhaft dar. 

 

Wir beantragen daher, diese Darstellung im weiteren Verlauf des Aufstellungsverfahrens zu korrigieren und die 
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betroffene Fläche aus den zeichnerischen Darstellungen in der Beikarte 4J zu streichen, so dass der BSAB Nr. KLE 
28 hierdurch nicht mehr überlagert wird. 

 

12 IV. 

 

Die Ausweisung des ĂPolders Bylerward" in der Beikarte 4H als Ăr¿ckgewinnbarer ¦berschwemmungsbereich" ist 
nicht gerechtfertigt. Dies betrifft unsere Mandantin unmittelbar, da sie dort - wie in der Anlage 1 ersichtlich -über 
Grundstückseigentum verfügt. 

 

Der Regionalrat Düsseldorf hatte im März 2006 beschlossen, die damalige Erläuterungskarte 8a zum GEP99 zu  
ªndern und u.a. den ĂPolder Bylerward" nicht mehr zeichnerisch als ¦berschwemmungsbereich zu kennzeichnen. 
Seitdem liegen keine neuen Erkenntnisse bzw. keine geänderte Sach- und Rechtslage vor, die eine Wiederauswei-
sung als Ăr¿ckgewinnbarer ¦berschwemmungsbereich" erforderlich machen würden. 

 

Kap. 7-Beikarte 4H 

13 V. 

 

1. Unsere Mandantin beabsichtigt, in einem Teil der als Freiraumbereich dargestellten Grundstücke eine Wind-
farm bestehend aus vier Windenergieanlagen zu errichten und zu betreiben. Als Anlagenstandort sind die Grund-
stücke Gemarkung Kalbeck, Flur 3 Flurstück 14, Flur 4 Flurstück 16 und 46 sowie Flur 5 Flurstück 1 vorgesehen 
(vgl. Anlage 1). Der erforderliche immissionsschutzrechtliche  Genehmigungsantrag wird voraussichtlich noch im 
April eingereicht. 

 

2. Die Gemeinde Weeze betreibt derzeit ein Verfahren zur  nderung des Flªchennutzungsplanes (Ă31.  nde-
rung des Flächennutzungsplanes  der Gemeinde Weeze - Sachlicher Teilflächennutzungsplan Windenergie zur 
Steuerung der Windenergienutzung im Außenbereich der Gemeinde Weeze nach Maßgabe von § 35 Absatz 3 Satz 
3 BauGB"). Der Rat der Stadt Weeze hat am 20.01.2015 in Rahmen seiner Sitzung den Beschluss über die 31. 
Änderung des Flächennutzungsplanes  einstimmig gefasst und der Bezirksregierung Düsseldorf mit Schreiben vom 
18.02.2015 einen Antrag auf Genehmigung gemäß § 6 BauGB zugeleitet. Nach Maßgabe des § 6 Abs. 4 S. 1 
BauGB ist die Genehmigung binnen drei Monaten zu erteilen. Die Gemeinde Weeze unterstützt das Vorhaben un-
serer Mandantin im Rahmen der Ausübung der ihr obliegenden Planungshoheit. Der Flächennutzungsplan enthält 
in der Fassung seiner 31. Änderung unter anderem die Darstellung einer Windkonzentrationszone auf dem Grund-
stück unserer Mandantin im Bereich Kalbeck. 

Kap. 5.5.1-Allgemein 
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3. Dieser inhaltlichen Konzeption entspricht auch der Entwurf des Regionalplans. So wird das fragliche Gebiet, 
das als ĂAllgemeiner Freiraum und Agrarbereich" ausgewiesen ist, von mehreren Festlegungen überlagert. Neben 
dem zum Teil dargestellten ĂWaldbereich" sind sowohl ein ĂBereich zum Schutz der Landschaft und landschaftsori-
entierter Erholung" (BSLE) als auch ein ĂBereich f¿r den Grundwasser- und Gewässerschutz" vorgesehen. Darüber 
hinaus ist ein ĂWindenergiebereich"  ausgewiesen. 

 

Die zeichnerischen Festlegungen ergeben in der Zusammenschau mit ihrer Legende und den textlichen Festlegun-
gen die nachfolgend aufgeführte Einordnung dieser Bereiche in die gesetzlich definierten Gebietskategorien gemäß 
§ 8 Abs. 7 ROG: 

 

a) Der ĂAllgemeine Freiraum- und Agrarbereich" unterfällt ebenso wie der ĂBereich zum Schutz der Landschaft 
und landschaftsorientierter Erholung" der Gebietskategorie des Vorbehaltsgebiets. In diesen Bereichen ist be-
stimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsa-
men Nutzungen besonderes Gewicht - jedoch kein absoluter Vorrang - beizumessen. Es handelt sich daher nicht 
um Ziele der Raumordnung, sondern nur um bloße Grundsätze der Raumordnung. 

 

b) Bei dem ĂWaldbereich" sowie dem ĂBereich f¿r den Grundwasser- und Gewässerschutz" handelt es sich um 
Vorranggebiete. Diese sind für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen und schließen 
andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet aus, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nu t-
zungen nicht vereinbar sind. Es handelt sich daher um Ziele der Raumordnung. 

 

c) Der ĂWindenergiebereich" stellt ein Vorranggebiet ohne die Wirkung von Eignungsgebieten dar. Danach han-
delt es sich konkret um ein Gebiet, das für die Nutzung von Windenergie vorgesehen ist und andere raumbedeut-
same Nutzungen in dem Gebiet ausschließt, soweit diese mit den vorrangigen Nutzungen nicht vereinbar sind.  

 

4. Aus dieser Kategorisierung folgt ein grundsätzlicher Vorrang der Nutzung des Gebietes zur Gewinnung von 
Windenergie. Zwar handelt es sich bei dem ĂWaldbereich" sowie dem ĂBereich f¿r den Grundwasser- und Gewäs-
serschutz" ebenfalls um Vorranggebiete, jedoch  ergibt sich der Vorrang der Windenergienutzung nach unserem 
Verständnis bereits jetzt aus der Gesamtschau der textlichen Festlegungen des Regionalplans und dessen Ge-
samtkonzeption. Dieses Vorrangverhältnis  muss umso mehr für die Vorbehaltsgebiete ĂAllgemeiner Freiraum- und 
Agrarbereich" sowie den ĂBereich zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierter Erholung" gelten. 
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a) Da es sich bei den beiden letztgenannten Bereichen (lediglich) um Vorbehaltsgebiete im Sinne des § 8 Abs. 
7 ROG handelt, muss davon ausgegangen werden, dass der Festlegung ĂWindenergiebereich" in der Abwªgungs-
entscheidung gegenüber konkurrierenden Nutzungen der Vorrang gewährt werden wird. Dies ergibt sich bereits 
aus den oben dargelegten Begriffsbestimmungen der ĂVorbehaltsgebiete" und  ĂVorranggebiete". 

 

b) Hinsichtlich des ĂBereichs f¿r den Grundwasser- und Gewässerschutz" enthalten die textlichen Festlegungen 
in Kap. 4.4.3. Z1 S. 2 den Hinweis, dass Nutzungen, die standörtlich den sonstigen zeichnerischen Darstellungen 
des Regionalplans entsprechen - sowie bestehende Bauleitpläne und Baurechte - von der Ausschlusswirkung des 
Vorranggebietes unberührt bleiben. Damit ist eine Verwirklichung der Festlegung ĂWindenergiebereich", die neben 
der Festlegung ĂGrundwasser- und Gewässerschutz" besteht, sichergestellt. 

 

c) Einen solchen Hinweis beinhalten die textlichen Festlegungen zum ĂWaldbereich" hingegen nicht (vgl. Kap. 
4.3). Gleichwohl dürfte eine Nutzung des Gebietes als Windpark möglich und gewollt sein. Ausweislich der Erläute-
rungen zu den textlichen Festlegungen sollen die ĂWaldgebiete" erhalten und entwickelt werden, um die an diese 
gebundenen Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen zu sichern (Kap. 4.3. Erläuterung 2). Insoweit sind sie nach 
der bewussten Entscheidung des Plangebers aber gerade mit einem Vorranggebiet für Windenergie überlagert. Der 
Plangeber geht also davon aus, dass diese Nutzungen miteinander vereinbar sind. 

 

d) F¿r einen absoluten Vorrang der Festlegung ĂWindenergiebereich" spricht auch die unter Kap. 5.5.1. Z1 ge-
troffenen Aussage, Darstellungen und Festsetzungen in Bauleitplänen für raumbedeutsame Windkraftvorhaben  
seien außerhalb der im Regionalplan festgelegten ĂWindenergiebereiche"  in den ĂBereichen f¿r den Schutz der 
Natur" sowie den ĂAllgemeinen Siedlungsbereichen" unzulªssig. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass in sªmtli-
chen anderen Bereichen Windkraftvorhaben grundsätzlich zulässig sind. Dies muss erst recht für ausdrücklich dar-
gestellte Windenergiebereiche gelten, die jedoch mit anderen Festlegungen überlagert sind. 

 

5. Aus Sicht unserer Mandantin muss ausgeschlossen werden, dass sich die überlagernde Festlegung eines 
Teilbereiches der als Windpark konzipierten Grundst¿cke in Form eines ĂWaldbereiches", eines ĂAllgemeinen Frei-
raum- und Agrarbereiches" sowie eines ĂBereiches zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierter  Erho-
lung" in dem immissionsschutzrechtlichen  Genehmigungsverfahren oder dem vorgelagerten Bauleitplanverfahren 
der Gemeinde Weeze nachteilig auswirkt. 

 

Insofern wird zur weiteren Klarstellung angeregt, die textlichen Festlegungen des ĂWaldbereiches" bzw.sonstiger 
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überlagernder Festlegungen um eine Klausel entsprechend der des ĂBereichs f¿r den Grundwasser- und Gewäs-
serschutz" zu ergänzen (Kap. 4.4.3. Z1 [Satz 2]). Es könnte beispielsweise formuliert werden:  

 

ĂIn den Bereichen ... (ĂWaldbereichñ etc.), die durch die Festlegung ĂWindenergiebereich" ¿berlagert werden , ist 
eine raumbedeutsame Nutzung oder Funktion ausgeschlossen, sofern sie in Widerspruch zu der vorgesehenen 
Festlegung als Windenergiebereich steht.". 

 

VI. 

 

Abschließend bitten wir darum, die vorgebrachten Gesichtspunkte und Anregungen im wei teren Verfahren beson-
ders zu berücksichtigen. 
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14 Anlage 1 

 

  

 

Die Ausführungen werden 
zur Kenntnis genommen.  
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15 

 

 

Die Ausführungen werden 
zur Kenntnis genommen. 
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16 

 

 

Die Ausführungen werden 
zur Kenntnis genommen. 
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Ö-2015-03-31-D Krefeld 
Dokument 143185/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff:   Öffentlichkeitsbeteiligung  zum Erarbeitungsverfahren  des Regionalplans Düsseldorf (RPD) 

 

Wir zeigen an, dass wir xxxxxxxx xxxxx, xxxxxx, xxxxxxx im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Regionalplans 
Düsseldorf (RPD) beraten und vertreten. Eine auf uns lautende Vollmacht fügen wir bei.  

 

Im Namen unseres Mandanten geben wir folgende Stellungnahme ab: 

 

1. Unser Mandant ist Eigentümer verschiedener Grundstücke im Plangebiet. Es handelt sich um das durch 
Sand- und Kiesabbau entstandene Gewªsser ĂAbgrabung Alt-Grundend" das südlich von Krefeld-Fischeln in der 
Nähe der A44 gelegen ist. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Flurstücke: 

 

Gemarkung Fischeln, Flur 3, Flurstücke 234, 459, 623, 455, 113, 117, 689, 

460, 764, 219, 48, 109, 110, 111, 114, 115, 116, 663, 664 sowie 665. 

 

2. Die zeichnerischen Festlegungen des Entwurfs des Regionalplans D¿sseldorf weisen ein ĂOberflªchenge-
wªsser" bzw. Ăeinen allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich" aus. Überlagert werden diese Festlegungen durch 
die Freiraumfunktionen ĂSchutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung" sowie Ăregionale Gr¿nz¿ge". 

 

3. Unser Mandant ist mit diesen Festlegungen nicht einverstanden. Er beabsichtigt ausgehend vom derzeitigen 
Zustand seiner Grundstücke die Uferrandbereiche soweit möglich zu landwirtschaftlichen Zwecken zu nutzen oder - 
alternativ - eine Verpachtung zum Zweck der ĂFischerei" oder an ĂHobbyangler" vorzunehmen. Die derzeitigen 
Festlegungen würden dem entgegenstehen, sodass wir um Anpassung bitten. 

 

4. Nur der Vollständigkeit halber: Die Herstellung des derzeitigen Geländezustands erfolge auf der Grundlage 
eines zwischenzeitlich mehrfach geänderten Bescheides nach § 77 VwVfG der Stadt Krefeld vom 03.07.2013. Un-
ser Mandant hat hiergegen Klage vor dem zuständigen Verwaltungsgericht Düsseldorf erhoben (Az. 17 K 6209/13), 
über die noch nicht entschieden ist. Insofern könnte es sein, dass der ursprüngliche Zustand vor Beginn der Ab-
bautätigkeiten wieder herzustellen ist, was wiederum zur Folge hätte, dass die Festlegungen des Regionalplans 
nicht entsprechen würden. 

Krefeld-PZ2db 

 

domea://|HOST=brd-prod02.domea.nrw.de|PORT=3466|TYPE=DOC|OBJECTID=1865211/
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Ö-2015-03-31-F Rees 
Dokument 89026/2015 

Hinweise: Stgnh / Beteiligter ist identisch mit Ö-2015-03-

31-AX Rees! 
Eigentümer landwirtschaftlicher Flächen  
Stellungnahme Nr. 14 

 

01 Betreff: Einwendungen gegen Regionalplan Düsseldorf 

 Blatt 04, Emmerich am Rhein, Kalkar, Rees 

 

Dem oben angegebenen Plan entnehmen wir, dass beabsichtigt ist, den Schutzbereich der Natur zu erweitern. 
Durch diese Entwicklung werden wir als Eigentümer der nachfolgenden Grundstücke erheblich belastet. Wir sind 
Eigentümer der Grundstücke, eingetragen im Grundbuch des Amtsgericht Emmerich am Rhein xxx, welches wir in 
der Anlage in Kopie zu Ihrer Information beifügen. 

Die vorgenannten Flächen werden ausschließlich landwirtschaftlich genutzt, insbesondere als Wiesen zum Weide-
gang und zur Heuernte. Die Flächen sind an hiesige Landwirte verpachtet, die auf die uneingeschränkte Nutzung 
der landwirtschaftlichen Flächen weiter wirtschaftlich angewiesen sind. 

Als Eigentümer der oben angegebenen Flurstücke erheben wir Einwendungen gegen den oben genannten Regio-
nalplan aus folgenden Gründen: 

 

Emmerich-PZ2da 

Rees-PZ2da 

Darüber hinaus werden die 
Ausführungen zur Kenntnis 
genommen. 

02 Der bisher gegebenen landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen ist der Vorrang vor der jetzt angestrebten bevor-
zugten Berücksichtigung des Naturschutzes einzuräumen. 

 

Kap. 4.2.2-Z1 

Kap. 4.2.2-Z2 

03 Es sollte somit bei den Festsetzungen des Gebietsentwicklungsplanes 99 verbleiben und die Erweiterung des 
Schutzbereiches zurückgenommen werden, soweit unsere oben genannten Flächen betroffen werden. 

 

Begründung: 

Wir als Grundstückseigentümer haben die landwirtschaftlichen Flächen an Landwirte verpachtet, die auf die unein-
geschränkte landwirtschaftliche Nutzung dieser Flächen angewiesen sind. Dem Regionalplan ist zu entnehmen, 
dass der Bereich für den Schutz der Natur erheblich erweitert wird, u. a. auch in dem Bereich, in dem unsere oben 
genannten Flächen liegen, nämlich Millinger Bruch. Diese Flächen sind keinesfalls im Sinne des Naturschutzes als 
besonders schutzwürdig anzusehen. 

Die Fläche wird im Wesentlichen als Wiese benutzt, die aufgrund ihrer Lage über wesentliche Teile des Jahres von 
den Landwirten genutzt werden kann, da diese nicht so venässt sind, wie z. B. die unter Naturschutz stehende Het-
ter. 

Emmerich-PZ2da 

Rees-PZ2da 

 

Kap. 4.2-Allgemein 
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Die Flächen besitzen keine besonderen Landschaftselemente, weder durch besonderen Aufwuchs noch durch be-
sondere Feuchtigkeitsgebiete. Sie werden nicht in einem erheblichen Anteil als Fraß- und Rastplätze der Wildgänse 
genutzt. 

Insbesondere sind die Landwirte, die die Flächen gepachtet haben, aus wirtschaftlicher Sicht auf die weiter unein-
geschränkte landwirtschafte Nutzung dieser Flächen angewiesen. Insoweit spielt eine Rolle, dass der landwirt-
schaftlichen Nutzung bereits jetzt zahlreiche Flächen im Umfeld durch Auskiesung entzogen wurden. Weitere Flä-
chen sind in ihrer Nutzung durch Naturschutzregeln eingeschränkt. Folge der beabsichtigten Planungen laut Regio-
nalplan 04 würde sein, dass weiteren landwirtschaftlichen Betrieben die wirtschaftliche Existenz entzogen würde. 

Desweiteren befürchten wir, dass aufgrund der nur noch eingeschränkt möglichen Nutzung der Flächen die Pacht 
geringer ausfällt und der Wert der Grundstücke insgesamt sinken wird. 

Grundsätzlich sind wir der Auffassung, dass die vorgesehene Regelung, nachdem dem Schutz der Natur eine Vor-
rangfunktion ausgewiesen wird, rechtswidrig ist. 

Insoweit ist zunächst eine freiwillige Förderung des Naturschutzes anzustreben. Dieser Weg hat sich im Bereich 
Emmerich am Rhein/Rees durchaus bereits als sinnvoll erwiesen. Auch danach wird nicht ausgeschlossen, zusätz-
liche extensive Nutzungsformen zu vereinbaren. 

Der beabsichtigte Regionalplan lässt insbesondere vermissen, dass eine angemessene Abwägung zwischen Inte-
ressen des Naturschutzes und des Erhaltes gestandener wirtschaftlicher Betriebe besteht. Dafür spricht, dass hier 
eine einseitige Einschränkung der Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen erweitert wird. 

 

04 Im Gebiet der Stadt Rees gehört die Landwirtschaft zu dem gewachsenen Kulturlandschaftsbild. Wie aus der Ste l-
lungnahme der Stadt Rees im derzeitigen Beteiligungsverfahren zutreffend zu entnehmen ist, gäbe es ohne die 
Landwirtschaft die heutige Kulturlandschaft ebenfalls nicht. 

Die wirtschaftlichen Grundlagen bäuerlicher Anwesen ändern sich jedoch und gehen in Richtung wachsender 
Großbetriebe, deren Entstehung dann noch gefördert werden würde, wenn in Verhinderung der Fortentwicklung der 
gewachsenen bäuerlichen Strukturen in Rees-Millingen eine behutsame Erweiterung der vorhandenen landwirt-
schaftlichen Anwesen in den ebenfalls vorhandenen familiären Strukturen durch die Belange des Naturschutzes 
unterlaufen wird. Die Ausweisung des Naturschutzes fördert daher den Verdrängungswettbewerb in grobem Maße 
und führt gerade zu den unerwünschten Großbetrieben wie Mastviehställen, den sprichwörtlichen Legebatterien 
und riesigen Geräteunterstellhallen, die von den vorhandenen Landwirten im Bereich Rees-Millingen und damit von 
uns selbst gerade nicht gewünscht sind. 

Unsere Bemühungen um eine Fortentwicklung des eigenen in familiären Strukturen geführten Hofes werden also 
gerade durch die nunmehrigen Festsetzungen des Planentwurfes massiv behindert.  

 

 

Kap. 8.2.PZ2d-Allgemein 
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05 Gemäß Z 1 des zu kritisierenden Entwurfes sind die im Bereich Rees-Bienen angesprochenen Bereiche für den 
Schutz der Natur für den Schutz, die Pflege und die Entwicklung wertvoller Biotope und den Aufbau eines landes-
weiten Biotopverbundes im Rahmen der Landschaftsplanung zu sichern. 

Ferner sind ihre besonderen Funktionen für Natur und Landschaft zu entwickeln. 

In der Erläuterung Nr. 2 zu Z 1 heißt es u. a., dass für den Erhalt der biologischen Vielfalt und als lebendige Zeugin 
der Landschaftsgeschichte diese Bereiche durch angepasste extensive Nutzungsformen oder zielgerichtete Plege- 
und Entwicklungsmaßnahmen zu erhalten, zu pflegen und zu entwickeln sind. 

Hier muss zunächst vor allem juristischen Streit - entsprechende Ansichten werden auch von der Kreisbauernschaft 
Kleve und dem übergeordneten Landesverband mitgetragen auf die freiwillige Umsetzung derartiger Maßnahmen 
gesetzt werden. 

 

Keinesfalls darf hier eine Verbindlichkeit entstehen, wie sie aus der von dem Gesetzgeber gewollten Verbindlichkeit 
des Regionalplanes für hierauf aufbauende Flächennutzungspläne und letztlich für die Ermittlung entgegenstehen-
der öffentlicher Belange im Sinne des § 35 II des Baugesetzbuches zwingend wäre. 

Gerade im Bereich der Stadt Rees hat sich die freiwillige Umsetzung der in Landschaftsplänen vorgesehenen Ge-
bote bewährt. 

Hier können durchaus extensive Nutzungsformen über Maßnahmen umgesetzt werden, sofern Eigentümer und 
Bewirtschafter dem zustimmen. 

Gegebenenfalls können ergänzende Regelungen über Vertragsnaturschutz durchgeführt werden. Hierdurch sind 
jedenfalls mindestens die gleichen Ergebnisse erzielbar. 

In der Erläuterung Nr. 5 zu Z 1 und Z 2 heißt es aber, dass in den Bereichen für den Schutz der Natur die Ziele des 
Naturschutzes Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen haben. 

Diese Darstellung scheint Geschäftsgrundlage des nun im Rahmen der Erörterung ausgelegten Entwurfes eines 
Regionalplanes Düsseldorf zu sein. 

 

Kap. 4.2.2-Z1 

Kap. 4.2.2-Z2 

06 Angesichts der im Regionalplan vorgesehenen Festlegung der Raumnutzung im Plangebiet von vorausschauenden 
15 Jahren können diese Vorgaben nicht widerspruchslos hingenommen werden. 

Nach unserer Ansicht als betroffene Landwirte entlarvend, wird hier schon in der textlichen Fassung und offenkun-
dig als allgemeiner Gedanke zur Anwendung des Regionalplanes für den gesamten zu regelnden territorialen Be-
reich der Vorrang des Naturschutzes vor der bestehenden Landwirtschaft als Grundgedanke künftiger und der ver-
bindlicher Regionalplanung angesprochen. 

Hiergegen wehren wir uns mit aller Entschiedenheit. 

Kap. 4.2-Allgemein 

 

Darüber hinaus  

werden die Ausführungen 
zur  

Kenntnis genommen. 
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Schon in der heute aktuellen Gebietsplanung sind mehr als 72 % als Schutzgebietsfläche im Bereich der Stadt 
Rees ausgewiesen. 

Jetzt schon ist neben dem jetzt zusätzlich beabsichtigten Flächenschutz festzustellen, dass die landwirtschaftlichen 
Anwesen einschließlich der verpachteten Flächen zusätzliche Hürden zu nehmen haben, nämlich durch FFH-
Gebiete, Vogelschutz-Gebiete, Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete. 

Gegenüber der privaten Nutzung des Freiraums, wie etwa die flächengebundene multifunktionale Landwirtschaft, 
entfalten die raumordnerischen Vorgaben zum Schutz der Natur zwar keine unmittelbare bodenrechtliche Bin-
dungswirkung im Sinne der Bindungswirkungen der Erfordernisse der Raumordnung (§§ 4 und 5 ROG). 

In den Bereichen für den Schutz der Natur sollen, soweit bei der Erhaltung und Entwicklung des Biotopverbundes 
agrarstrukturelle Belange und solche der flächengebundenen landwirtschaftlichen Bodennutzung mittelbar betroffen 
sind, diese berücksichtigt werden. 

Beeinträchtigungen in der Agrarstruktur sollen vermieden oder durch agrarstrukturelle Maßnahmen reduziert wer-
den. 

Diese Aussagen sind zum Schutz unseres landwirtschaftlichen Betriebes überhaupt nicht ausreichend.  

Keinesfalls kann hier von oben herab durch die Landesplanung, so wie textlich aber vorgesehen, der Naturschutz 
als Ziel vorrangig vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen gesehen werden. Dass allein agrarstruktu-
relle Belange zu berücksichtigen sind, ist letztlich nicht genug und widerspricht dem gesetzlich vorgegebenen Ab-
wägungsgebot. 

Diese nach unserer Einschätzung gesetzeswidrige Zielsetzung der neuen Regionalplanung wird im Rahmen von 
Inzidentkontrollen etwa bei der Erteilung von Baugenehmigungen und sonstigen Genehmigungen im Rahmen eines 
überwirkenden Bestandschutzes für künftige Vorhaben auch zu einer richterlichen Überprüfung der nicht gesetzes-
konformen Zielsetzung der Regionalplanung für den Bereich Rees führen. Dies mit aller Deutlichkeit aus Sicht e i-
nes in seiner Existenz bedrohten Landwirtes. 

Eine angekündigte verwaltungsgerichtliche Kontrolle ließe sich angesichts einer schon heute erkennbaren Rechts-
widrigkeit der in Aussicht genommenen Regionalplanung aber dadurch schon vermeiden, dass entsprechend bis-
herige Zielsetzungen nach dem Willen des Gesetzgebers im Raumordnungsgesetz und in den Landschaftsgeset-
zen, die aktuell von uns als Landwirte betriebene landwirtschaftliche Nutzung als vorrangig vor sonstigen Zielse t-
zungen des Naturschutzes angesehen und in das Rahmenprogramm des Regionalplanes implementiert wird. 

 

07 Ohne die von hier aus angeregten Korrekturen des Planentwurfes nach Abschluss des BeteiligungsVerfahrens wird 
die eine Entschädigungspflicht auslösende Schwelle zum enteignenden Eingriff bzw. zur Enteignung für uns deut-
lich überschritten. 

Der sich erst aus einer Umsetzung der Regionalplanung in Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen sowie in 

Sonstiges-Allgemein 
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Anwendung der Zulässigkeitsvoraussetzungen des Außenbereiches nachfolgende gerichtliche Rechtsschutz unter-
zieht die Regionalplanung erst mittelbar, dann aber umfassend hinsichtlich des Verbotes der Willkür bei Abwägung 
verschiedener Rechtsgüter und hinsichtlich des Übermaßverbotes einer umfassenden objektiv-rechtlichen Überprü-
fung. 

Die Bezirksregierung Düsseldorf ist deshalb berechtigt, verpflichtet und diesseits von uns aufgefordert, denselben 
weiten Prüfungsrahmen anzuwenden und die aufgegriffenen Ziele der Regionalplanung im Bereich Rees-Millingen 
zurückzufahren sowie den vorrangigen Schutz familiärer, bäuerlicher Betriebe als Postulat der Regionalplanung 
anzunehmen. 

 

08 Wir bitten um Übermittlung einer Eingangsbestätigung und um kontinuierliche Information über die weitere Verfah-
rensweise. 

 

Sonstiges-Allgemein  

09 Anlage: Kopie Grundbuchauszug des Amtsgerichts Emmerich am Rhein xxx 

 

Die Ausführungen werden 
zur Kenntnis genommen. 

 
Ö-2015-03-31-G Düsseldorf 
Dokument 143142/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Gebietsentwicklungsplan Düsseldorf I RPD 

Unsere Liegenschaft xxx 

 

... dem aktuellen Entwurf zur Gebietsentwicklungsplanfortschreibung entnehmen wir , dass unsere Liegenschaft 

xxx 

 

nach wie vor mit der Gebietsausweisung GIB (in grauer Darstellung) versehen ist.  

 

Unser Unternehmen hat seine gewerblichen Tätigkeiten bereits in 2008 von der xxx verlagert. Die Liegenschaft xxx 
ist seit nunmehr rd. 7 Jahren ungenutzt und liegt brach. 

 

Seit nunmehr 8 Jahren ist unser Unternehmen vehement bemüht, eine gewerblich orientierte Folgenutzung zu fin-
den. Hierbei wurden ehebliche finanzielle Mittel für Makler und Vermittler aufgewandt, die leider nicht ansatzweise 
zu einer Folgenutzung führten. Eine weitere gewerbliche Nutzung der Liegenschaft ist somit nicht möglich.  Darüber 
hinaus belasten uns die Kosten der Verkehrssicherungspflicht erheblich. 

Düsseldorf-PZ1c 
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Unser Grundst¿ck grenzt unmittelbar an die Lierenfelder ĂBlumensiedlung", einer kleinteiligen Wohnbebauung, de-
ren Nähe in früheren Zeiten nicht nur für unsere gewerbliche Tätigkeit erhebliches Konfliktpotential bot, sondern 
während der Suche nach einer Folgenutzung auch Interessenten immer wieder abschreckt. Wohnnutzungen und 
gewerbliche Nutzungen in so 

unmittelbarer Nachbarschaft sind wegen der Immissionen aus den gewerblichen Nutzungen nur schwer verträglich 
und unterliegen dem Trennungsgebot des §50 BlmSchG, das hier nicht ordnungsgemäß umgesetzt wurde.  

 

01 Unsere aktuellen Überlegungen, unser Grundstück einer sinnvollen und dauerhaft belastbaren Nutzung zuzuführen, 
münden daher in die städtebaulich logische Arrondierung der unmittelbar angrenzenden Wohnbebauung. Das lässt 
sich auch aus der aktuellen Darstellung im GEP ableiten, in dem die Darstellung unseres Grundstücksareals als 
GIB den von Westen nach Osten verlaufenden ASS-Korridor unterbricht, was damals offenbar der seinerzeit tat-
sächlich gegebenen gewerblichen Nutzung entsprang, aber heute mangels zukünftiger gewerblicher Nutzungen 
keinen Sinn mehr macht. Wir gehen auch davon aus, dass es der Landeshauptstadt Düsseldorf ebenfalls lieber 
wäre, dort eine Wohnbebauung zu realisieren, bevor das Gelände weitere lange Jahre brach liegt und ohnehin 
nicht mehr gewerblich genutzt wird. 

 

Wir beantragen daher, sinnvollerweise die Gebietsausweisung für unser Grundstück in allgemeinen Siedlungsbe-
reich (ASB) zu ändern. 

 

Düsseldorf-PZ1c 
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Düsseldorf-PZ1c 
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Düsseldorf-PZ1c 

 

 
Ö-2015-03-31-H Haan 
Dokument 115964/2015 

Hinweise: 
 

 

01 Betreff: Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Regionalplans Düsseldorf (RPD) 

 

Zum Entwurf des Regionalplans Düsseldorf (RPD) geben wir folgende Anregungen und Bedenken zur 

Planung neuer Gewerbegebiete im Ittertal: 

Die vier zusätzlich im Ittertal auf Solinger Seite geplanten Gewerbegebiete Keusenhof, Buschfeld, Fürkeltrath 2 und 
Piepersberg West beeinträchtigen die Funktion des Ittertals für die Versorgung mit regionalen Lebensmitteln stark. 
Diese Flächen werden landwirtschaftlich genutzt.  

Beeinträchtigung der regionalen Versorgung mit zertifizierten biologisch erzeugten Nahrungsmitteln  

Die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen hat den ĂLandwirtschaftlichen Fachbeitrag zum Regionalplan 
D¿sseldorfñ erstellt. Darin wird auf Seite 79 der Boden des geplanten Gewerbegebietes F¿rkeltrath 2 als Ăschutz-
w¿rdigñ mit der Bodenwertstufe Ăhochñ eingestuft. Dies ist im Fachbeitrag die höchste vergebene Bewertung. 

Solingen-PZ1c 

domea://|HOST=brd-prod01.domea.nrw.de|PORT=3466|TYPE=DOC|OBJECTID=1812393/


Stand: 15.11.2017 

Seite 35 von 134 

 

Abs. Stellungnahme 

Regionalplanerische 
Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

Die landwirtschaftliche Anbaufläche, auf der das Gewerbegebiet Fürkeltrath 2 errichtet werden soll, hat durch den 
zertifizierten biologischen Anbau, der auf ihr betrieben wird, eine besondere Bedeutung für die Versorgung mit regi-
onal angebauten Produkten im Bergischen Städtedreieck. 

Neben dem von Naturland zertifizierten biologischen Anbau von XXXXX auf Teilen der Fläche des geplanten Ge-
werbegebietes Fürkeltrath 2 betrifft dies den von uns bewirtschafteten Kirberghof. Der Kirberghof hat ca. 1 ha An-
baufläche, die sich ausschließlich auf dem Gelände des geplanten Gewerbegebietes Fürkeltrath 2 befindet.  

Weiterhin wäre der Bioland-zertifizierte Gärtnerhof XXXXX, der in der Nähe des Gewerbegebietes Fürkeltrath 2 
landwirtschaftliche Flächen biologisch bewirtschaftet, durch die Emissionen des Gewerbegebietes Fürkeltrath 2 
negativ betroffen. 

Der von uns bewirtschaftete Kirberghof ist seit 18 Jahren vom Anbau-Verband Bioland zertifiziert und auf Märkten 
etabliert. Zwischen etlichen Feldern mit Gründüngungspflanzen produzieren wir für unsere 300 Kunden auf 5000 
qm Nutzfeldfläche tausende Kilo Gemüse, Obst und Kräuter. Darunter sind ca. 70 oftmals alte Sorten plus nochmal 
ebenso viele Kräuter-Sorten. Die Erzeugnisse werden auf lokalen Wochenmärkten, im eigenen Hofladen und über 
die ca. 50 Teilnehmer am CSA-Anbauprojekt (Solidarische Landwirtschaft) zum Endverbraucher gebracht. 

Als Eigentümer von ca. 1 ha landwirtschaftlicher Fläche, die vom Regionalplan mit dem Gewerbegebiet Fürkeltrath 
2 überplant werden soll, erklären wir schon jetzt, dass ein Verkauf der Fläche unsere Existenz als Haupterwerbs-
landwirte vernichten würde. Deshalb werden wir die Flächen nicht verkaufen. Obwohl der Stadt Solingen nur ca. die 
Hälfte der Fläche des von ihr geplanten Gewerbegebietes Fürkeltrath 2 gehört und wir als Eigentümer des Kirberg-
hofes öffentlich einen Verkauf des Geländes und eine Aufgabe des Hofes ablehnen, treibt die Stadtverwaltung Pla-
nungen voran, hier das Gewerbegebiet Fürkeltrath 2 zu errichten. 

Gefährdung der Luftgüte 

Wªhrend die 1993 von einem der anerkanntesten Klimaforscher, Prof. Dr. Wilhelm Kuttler erstellte ĂStadtklimaana-
lyse Solingenñ in der ĂPlanungsrelevanten Klimafunktionskarte Stadt Solingenñ f¿r das gesamte geplante Gewerbe-
gebiet Fürkeltrath 2 den Planungshinweis ĂMºglichst von Bebauung und Trassenf¿hrung freihalten, Senkung der 
bodennahen Schadstoffemissionenñ gab, will die Stadt hier Ăemittierende Produktionñ ansiedeln 

(http://www.solingen-redet-mit.de/thema/potenzialflaechefuerkeltrath-2). 

Selbst das von Dr. Monika Steinr¿cke aktuell vorgelegte ĂKlimagutachten f¿r das Ittertal in Solingenñ, das ansons-
ten weitgehend auf Empfehlungen zur Ablehnung der Bebauung konkreter Flächen verzichtet, empfiehlt zu Für-
keltrath 2: ĂDie Sperrschicht einer Inversionswetterlage kann im Winter eine Rolle für die Lufthygiene im Bereich 
von F¿rkeltrath II spielen, daher mºglichst keine emittierenden Betriebe ansiedeln.ñ 

Beeinträchtigung einer bedeutenden Biotopverbundachse 

Die besondere Bedeutung des Ittertals als Biotopverbundachse zwischen Freiräumen und Großbiotopen in Solin-
gen, Wuppertal, Haan und Hilden sowie als bedeutendes Naherholungsgebiet würde durch die Errichtung des Ge-

http://www.solingen-redet-mit.de/thema/potenzialflaechefuerkeltrath-2


Stand: 15.11.2017 

Seite 36 von 134 

 

Abs. Stellungnahme 

Regionalplanerische 
Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

werbegebietes Fürkeltrath 2 und der weiteren geplanten Gebiete Keusenhof, Buschfeld und Piepersberg West stark 
eingeschränkt. 

Dies ist, hier bezogen auf Fürkeltrath 2, auch dokumentiert in dem 2013 von BRK Aachen erstellten Gutachten 
Ă¥kologische Bewertung des Ittertals in der Stadt Solingenñ, das die ĂEmpfindlichkeit / Raumwiderstandñ f¿r das 
geplante Gewerbegebiet F¿rkeltrath 2 als Ăhochñ einstuft. 

Auch der Fachbeitrag des LANUV zum Regionalplan Düsseldorf zeigt in Blatt 11 von 15, dass Bereiche des geplan-
ten Gewerbegebietes Fürkeltrath 2 Teil eines Biotopverbunds von besonderer Bedeutung sind. 

Erhöhter Erschließungsaufwand 

Auch der Erschließungsaufwand für das Gewerbegebiet spricht gegen die Bebauung von Fürkeltrath 2. Dazu 
schreibt die Stadtverwaltung: ĂDas nach S¿ds¿dost fallende Gelªnde verursacht einen erhºhten ErschlieÇungsauf-
wand.ñ (http://www.solingen-redet-mit.de/thema/potenzialflaechefuerkeltrath- 2) 

Die Kosten der gewaltigen Geländeumformungen für ebene Bauflächen werden allerdings nicht benannt. Höhendi f-
ferenzen bis zu 12m müssten terrassierend ausgeglichen werden. 

Aus den vorgenannten Gründen widersprechen wir der Planung des Gewerbegebietes Fürkeltrath 2. 

 

 
Ö-2015-03-31-I Düsseldorf 
Dokument 143647/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Stellungnahme zum Regionalplanentwurf Düsseldorf 

 

anbei finden Sie die Stellungnahme zur Fortschreibung des Regionalplans Düsseldorf, die gemeinschaftlich von der 
AG Wasserkraftwerke NRW e.V. und der Interessengemeinschaft Wassernutzung NRW (IGW NRW) eingereicht 
wird. 

 

Wir bitten um kurze Eingangsbestätigung. 

 

die Raumbedeutsamkeit von Wasserkraftwerken hängt stark von der Größe der Anlage ab. Auch wenn kleinere 
Laufwasserkraftwerke in der Regel nicht raumbedeutsam sind, hat der Regionalplan Düsseldorf hier durchaus die 
Möglichkeit ein positives Signal zu setzen, um die Hebung vorhandener Wasserkraftpotentiale in der Region unter 
Berücksichtigung der naturschutz- und wasserrechtlichen Rahmenbedingungen zu ermöglichen. 

 

Zu den einzelnen Textabschnitten haben wir folgende Kommentierungen bzw. Anregungen: 

Die Ausführungen werden 
zur Kenntnis genommen. 

http://www.solingen-redet-mit.de/thema/potenzialflaechefuerkeltrath-%202
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02 Kapitel 2.2: Kulturlandschaft, Erlªuterung zu Grundsatz 1 ĂBergisches Landñ (Seite 31) 

Textzitat: ĂDas Bergische Land ist eine BergȤ und Tallandschaft, die mit der Wasserkraft zur Wiege der Industrie 

wurde. [é] Holzreichtum, ErzȤ und Kalkvorkommen und die Nutzung der Wasserkraft haben sehr früh die MetallȤ 
(Werkzeuge, Klingen, Schlüssel) und Textilverarbeitung und damit einen wesentlichen Teil der Frühindustrialisie-
rung in Europa hervorgebracht.ñ 

Kommentierung: Wir begrüßen es, dass hier die historische Bedeutung der Wasserkraft für die Metall - und Textil-
verarbeitung im Bergischen Land hervorgehoben wird. Gleichzeitig möchten wir betonen, dass die energetische 
Nutzung der Wasserkraft nach wie vor einen hohen wirtschaftlichen Nutzen für Industrie- und Gewerbebetriebe 
haben kann und somit wichtig für die Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens oder Standortes ist. 

Die Nutzung der Kraft des Wassers entlang der Gewässer hat darüber hinaus weitere Regionen in Nordrhein-
Westfalen und im Regierungsbezirk Düsseldorf entscheidend geprägt. Die Mühlen und Wasserkraftwerke wurden 
im Laufe der Zeit mit ihren Wassergräben zu wertvollen Bestandteilen unserer Kulturlandschaft. Daher verdienen 
sie die Anerkennung als wertvolle Kulturgüter und stehen zum Teil unter Denkmalschutz. 

 

Kap. 2.2-G1 Bergisches Land 

Die Ausführungen werden 
zur Kenntnis genommen.  

 

 

03 Kapitel 4.4.2: Oberflächengewässer, Grundsatz 1 (Seite 106) 

Textzitat: ĂBei raumbedeutsamen Planungen sollen die Oberflªchengewªsser sowie die FlieÇgewªsser und ihre 
Ufer als Lebensraum für Tiere und Pflanzen und hinsichtlich ihrer Bedeutung für den Biotopverbund, die Kulturland-

schaft, die FreizeitȤ und Erholungsnutzung sowie Wasserversorgung ber¿cksichtigt werden.ñ 

Kommentierung: Es ist zu begrüßen, dass die Gewässer auch als Elemente der Kulturlandschaft gesehen werden 
und ihre Bedeutung für die Wasserversorgung hervorgehoben wird. Leider vermissen wir allerdings den Hinweis, 
dass die Gewässer durchaus auch einen energetischen Nutzen haben. Dies sollte gerade vor dem Hintergrund des 
Klimawandels und der ehrgeizigen Ziele der Landesregierung ï bis zum Jahr 2025 den Anteil der Erneuerbaren 
Energien an der Stromversorgung auf 30 % zu steigern ïBerücksichtigung finden. Wir schlagen daher folgende 

Ergªnzung vor: Ăé hinsichtlich ihrer Bedeutung f¿r den Biotopverbund, die Kulturlandschaft, die FreizeitȤ und Erho-
lungsnutzung, die Energieerzeugung sowie Wasserversorgung ber¿cksichtigt werden.ñ 

 

Kapitel 4.4.4: Vorbeugender Hochwasserschutz (Seite 108-111) 

Kommentierung: In den Ausführungen zum Hochwasserschutz fehlt uns der Hinweis, dass auch Stauanlagen und 
Querbauwerke (von Wasserkraftwerken) eine aktive Funktion als Hochwasserschutz haben, da sie den Wasserab-
fluss über das Jahr hinweg verstetigen und Hochwasserspitzen zurückhalten können. Somit wird ein wertvoller Be i-

Kap. 4.4.2-G1-2014 

Kap. 4.4.4-Allgemein 
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trag zum Schutz der Bevölkerung geleistet. 

 

04 Kapitel 5.5.4: Wasserkraftanlagen, Grundsatz 1 (Seite 157) 

Kommentierung: Auch wenn die Potentiale der Wasserkraft verglichen mit der Solar- oder Windenergie geringer 
sind, halten wir eine Zielformulierung zur Hebung der Wasserkraftpotentiale für notwendig und angemessen. Bei 
der Umstellung der Energieversorgung sollte immer ein Mix der regenerativen 

Energieformen (Wind, Sonne, Wasserkraft, Bioenergie und Geothermie) angestrebt und die Potentiale aller erneu-
erbaren Energiequellen genutzt werden. 

 

Als ständig verfügbarer Bestandteil im Energiemix ergänzt die Wasserkraft optimal den Verbund der Erneuerbaren 
Energien und trägt so zur Netzstabilität bei. Durch Wasserkraft erzeugter Strom ist im Gesamtkontext der regenera-
tiven Erzeugungsquellen besonders wertvoll, da er grundlastfähig ist und prognostizierbaren Strom liefert. Strom 
aus Wasserkraft ist also stetig und zuverlässig kalkulierbar vorhanden, Tag und Nacht und bei jedem Wetter. Er 
kann daher die fluktuierenden Erzeugungsströme aus Wind- und Solarenergie ausgleichen. Darüber hinaus stehen 
Wasserkraftanlagen eigentlich immer in der Nähe von Siedlungen und Produktionsstätten, d.h. der Strom wird de-
zentral produziert und muss auf dem Weg zum Verbraucher nicht weit transportiert zu werden.  

 

Textzitat: ĂIn Bereichen, in denen eine Wasserkraftnutzung raumȤ und naturverträglich möglich ist, sollen die räum-
lichen Voraussetzungen für eine solche Nutzung ï einschließlich Pumpspeicherkraftwerken ï geschaffen und vor-
handene Anlagenstandorte erhalten werden.ñ 

 

Kommentierung: Wir befürworten das Bestreben der Bezirksregierung, die räumlichen Voraussetzungen für eine 
Wasserkraftnutzung zu schaffen und vorhandene Anlagenstandorte zu erhalten. Aus unserer Sicht ist ein gewäs-
serverträglicher Ausbau der Wasserkraft möglich. Mit Hilfe von innovativen Techniken können Ökonomie und Öko-
logie in Einklang gebracht werden. Um dies zu unterstützen, hat die Landesregierung im Koalitionsvertrag daher 
auch das Ziel formuliert, dass in der laufenden Legislaturperiode in jedem Regierungsbezirk modellhaft mindestens 
eine neue Referenz-Wasserkraftanlage bzw. Pilotanlage mit moderner und innovativer Technologie errichtet wird.  

 

Analog zum Regionalplanentwurf der Bezirksregierung Arnsberg, kann der Grundsatz jedoch noch konkreter ge-
fasst werden, um der Nutzung der vorhandenen Wasserkraftpotentiale angemessen Rechnung zu tragen. Neben 
dem Neubau von Wasserkraftanlagen an bereits bestehenden, bisher nicht der Energieerzeugung dienenden 
Querbauwerken, sollte daher auch die Reaktivierung respektive die Revitalisierung von alten (zwischenzeitlich still-

Kap. 5.5.4-G1 

 

Darüber hinausgehend wer-
den die Ausführungen zur 
Kenntnis genommen. 
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gelegten) Anlagen Berücksichtigung finden. Da viele Wasserkraftstandorte in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
aus den unterschiedlichsten Gründen stillgelegt wurden, gilt es diese unter Berücksichtigung gewässerökologischer 
und rechtlicher Rahmenbedingungen wieder zu reaktivieren. Außerdem sollte zum weiteren Ausbau der Wasser-
kraftnutzung auch das Potential und die Effizienzsteigerung durch Repowering bereits bestehender Wasserkraftan-
lagen in der Region genutzt werden. 

 

Textzitat: ĂErlªuterungen: 

1 Die Schaffung der räumlichen Voraussetzungen erfordert nicht zwingend aktive planerische Darstellungen, son-
dern sie kann auch in dem Verzicht auf entsprechende Restriktionen bestehen. 

2 Ferner ist klarzustellen, dass die Vorgabe nicht nur zwingende fachrechtliche Anforderungen unter anderem der 
Wasserrahmenrichtlinie unberührt lässt. Eine standortbezogene Abwägung kann trotz dieses Grundsatzes auch 
ohne zwingend entgegenstehende fachrechtliche oder raumordnerische Gründe zum Ergebnis kommen, dass der 
Verzicht auf eine Wasserkraftnutzung sinnvoll ist, z.B. aufgrund gewässerökologischer Nachteile einer Wasser-
kraftnutzung.ñ 

 

Kommentierung: Hier möchten wir anregen, den zweiten Absatz der Erläuterungen ersatzlos zu streichen. Bei der 
Planung unterliegen sowieso alle Formen von Wasserkraftnutzungen den Regelungen des § 35 Abs. 2 und § 13 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG), wonach über Nebenbestimmungen die Einhaltung moderner gewässerökolog i-
scher Anforderungen zum Schutz der Fischpopulation gewährleistet werden kann. 

 

Insgesamt ist der Entwurf des Regionalplans mit den Formulierungen für die Wasserkraft recht zurückhaltend. Dies 
könnte die kommunale Planung eher dazu ermuntern, Verbote zu verhängen, als vorhandene Potenziale zu heben. 
Im Sinne einer erfolgreichen Umsetzung der Energiewende im Planungsgebiet halten wir daher eine Anpassung 
und ein klares Bekenntnis für die Wasserkraft für geboten. 

 

Über eine wohlwollende Prüfung unserer Anmerkungen und Anregungen würden wir uns freuen und stehen Ihnen 
für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 



Stand: 15.11.2017 

Seite 40 von 134 

 

Abs. Stellungnahme 

Regionalplanerische 
Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

 
Ö-2015-03-31-J Mönchengladbach 
Dokument 85028/2015 

Hinweise:  
 

 

01-A Betreff: Landschaftsschutz  41238 Mönchengladbach,südl.Palandweg und geplante L19 

 

Für mich unverständlich und nicht akzeptabel ist der Wegfall des Landschaftschutzes(grüne senkrechte Linien)im 
Bereich südlich der Straße Palandweg/östlich Looshof in 41238 Mönchengladbach mit der Begründung ihres Hau-
ses,da dort vorhandene Bebauung  besteht. 

In diesem Gebiet stehen nur 3 Häuser,die seit Jahren dort stehen(unseres seit 1899) 

Es hat sich also nichts verändert. 

Dieses Gebiet zeichnet sich durch eine große Arten- und Tiervielfalt aus , ist seit Jahren eine Brachfläche 

und gehört zu schützen. 

Durch den Wegfall zum Landschaftsschutzgebiet sieht sich eventuell die städtische EWMG als Eigentümer ermäch-
tigt,dieses Gebiet zu bebauen. 

Bitte lassen Sie das Landschaftsschutzgebiet wie es ist oder erweitern Sie es gar Richtung Süden.  

 

Mönchengladbach-PZ2db 

 

 
 
 

 

01-B Die Streckenführung der L19 in diesem Bereich (ab B230 bis Straße Hütz)bedeutet eine Ortsumgehung der Straße 
Ruckes. 

Die Hohnschaften Högden,Stadt;Taubenhütte,Leppershütte,Haus Horst und das anliegende Land- und Natur-
schutzgebiet werden durch diese Straße vom Stadtgebiet Mönchengladbach abgeschnitten. 

Der zu entlastende Verkehr vom Ruckes wird verlegt Richtung Osten. 

Das Industriegebiet Erftstraße erhält durch den Wegfall von landwirtschaftlichen Flächen eine Erweiterungsmög-
lichkeit und wird über diese Straße erschlossen,d.h. der Verkehr,insbesondere Schwerlastverkehr wird eher mehr 
als bliebe er gleich 

Durch ein LKW Fahrverbot der Straße Ruckes würden die Anwohner enlastet. 

Die Erschließung des Gewerbegebietes Erftstraße für LKW ist heute schon über die B230 gesichert.  

Die L19 als BAB 44 Ersatz sollte eigentlich schon länger vom Tisch sein. 

 

 

 

Mönchengladbach-PZ3ab2 
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Ö-2015-03-31-K Goch 
Dokument 147689/2015 

Hinweise: Stgnh / Beteiligter ist identisch mit Ö-2015-03-
31-BK Goch! 
 
Unterschriftenliste 7 Seiten (Dokument 201625/2015) 

 

01 Betreff: Stellungnahme zu dem Entwurf des Regionalplans Düsseldorf 

 

als Anhang übersenden wir Ihnen unsere ablehnende Stellungnahme zu der Darstellung / Ausweisung des Tan-
nenbusch in Goch-Pfalzdorf (Goc_WIND_012) als Bereich für Windenergie, die von weiteren 70 Bürgern unter-
zeichnet wurde. 

 

Goch-PZ2ed 

Darüber hinaus werden die 
Ausführungen zur Kenntnis 
genommen. 

02 Anlage Unterschriftenliste: 

 

 

Goch-PZ2ed  

Darüber hinaus werden die 
Ausführungen zur Kenntnis 
genommen. 

domea://|HOST=brd-prod02.domea.nrw.de|PORT=3466|TYPE=DOC|OBJECTID=1873762/
domea://|HOST=brd-prod02.domea.nrw.de|PORT=3466|TYPE=DOC|OBJECTID=1960227/


Stand: 15.11.2017 

Seite 42 von 134 

 

Abs. Stellungnahme 

Regionalplanerische 
Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

 
Ö-2015-03-31-M Neukirchen-Vluyn 
Dokument 87085/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Stellungnahme zum Regionalplan Düsseldorf, Stand August 2014 

 

... als Eigentümer größerer Forstflächen im Stadtgebiet Meerbusch, die durch im Entwurf des Regionalplanes Düs-
seldorf genannte Festsetzungen betroffen sind, nehme ich wie folgt Stellung: 

 

I) 

Zu 4.2. 

Schutz von Natur und Landschaft 

 

Der Meerbuscher Wald ist bereits heute teilweise als Naturschutzgebiet, überwiegend aber als Landschaftsschutz-
gebiet festgesetzt. 

In den allgemeinen Vorgaben 4.2.1. ist formuliert (G 2), dass die Kern- und Verbindungsflächen des landesweiten 
und regionalen Biotopverbundes als Naturschutzgebiete festgesetzt werden sollen. Diese Forstflächen sind auf der 
Beikarte 4, D Blatt 2 als ein solcher Kernbereich dargestellt. 

Derzeit wird im Raum Meerbusch ein neuer Landschaftsplan aufgestellt, der an der Festsetzung von NSG und LSG 
Flächen nichts ändert. 

Der Regionalplan sollte daher nicht die aktuelle Landschaftsplanung des Kreises überholen und Festsetzungen 
regional treffen, die auf der zuständigen lokalen Planungsebene für nicht fachgerecht und notwendig erachtet wer-
den. 

Von der Festsetzung weiterer Flächen als Naturschutzgebiete sollte daher Abstand genommen werden, weil dieses 
fachlich, siehe Fachplanung der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Neuss, nicht geboten ist. 

 

Meerbusch-PZ2da 

Kap. 4.2-Allgemein 

02 4.2.1 Allgemeine Vorgaben 

Hier wird unter G 2 gefordert: Ădie Kern- und Verbindungsflächen des landesweiten und regionalen Biotop Verbun-
des innerhalb der BSN sollen als Naturschutzgebiete festgelegt werden". 

 

Es ist nicht erkennbar, aus welchen rechtlichen Verpflichtungen heraus und unter welchen fachlichen Gesichts-
punkten pauschal eine Festsetzung als NSG erfolgen soll, wenn bislang in diesen Bereichen der bestehende 
Schutz durch Festsetzung als LSG ausreichend ist und die geringere Belastung des Forsteigentümers darstellt.  

Kap. 4.2.-Allgemein 
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Diese pauschale Festlegung unterläuft die vorrangig anzustrebende Lösung, Festsetzungen im Rahmen Vertrags-
naturschutz zu betreiben. Dieser wird damit unmöglich gemacht. Der Meerbuscher Wald ist als Kernbereich für die 
Entwicklung des Biotop Verbundes in der Beikarte 4, D Blatt 2 als solcher dargestellt. 

 

In der Beikarte 4, E Blatt 2 sind die oben genannten Forstflächen als Bereiche für den Schutz der Natur dargestell t. 

Auch für diese Bereiche ist die derzeit geltende Festsetzung teilweise als NSG und teilweise als LSG offenbar aus-
reichend und zweckdienlich und sollte nicht geändert werden. Die Überarbeitung des Landschaftsplanes Meer-
busch durch die ULB des Kreises Neuss beinhaltet keine Änderungen der bestehenden Schutzgebietsfestsetzun-
gen. 

 

Soweit meine Stellungnahme zu den geplanten faktischen Festsetzungen im Entwurf.  

 

03 II) 

Hinsichtlich der sonstigen und der rechtlichen Würdigung des Entwurfes des Regionalplanes Düsseldorf schließe 
ich mich der Stellungnahme des Grundbesitzerverbandes Nordrhein-Westfalen e.V. vom 31.03.2015 als dessen 
Mitglied an. Das beinhaltet auch die ĂRechtliche Begutachtung zur geplanten Festlegung von Bereichen f¿r den 
Schutz der Natur im Regionalplan Düsseldorf (Entwurf - Stand August 2014) erstellt von Rechtsanwalt Dr. Felix 
Pauli vom 24.03.2015, die Ihnen vom Grundbesitzerverband zugeleitet. 

 

Meine Stellungnahme schicke ich Ihnen vorab zur Fristwahrung per E-Mail, die Übersendung per Post erfolgt eben-
falls heute. 

 

Die Stellungnahme des 
Grundbesitzerverbandes 
befindet sich unter V-7105-
2015-03-31. Es wird auf die 
regionalplanerischen Bewer-
tungen bzw. die Ausgleichs-
vorschläge unter den für 
diese Stellungnahme verge-
ben Kürzeln verwiesen. 

 
Ö-2015-03-31-N Kempen 
Dokument 95946/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Stellungnahme zum Regionalplan Düsseldorf, Stand August 2014 

 

... gerne nehme ich von der Möglichkeit Gebrauch, zum Entwurf des Regionalplans vom August 2014 Stellung zu 
nehmen. 

 

Ich bewirtschafte den landwirtschaftlichen Betrieb xxx. Von der Fortschreibung des Regionalplans Düsseldorf bin 
ich als Grundstückseigentümer direkt betroffen. 

 
Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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Grundsätzlich begrüße ich die Wahrung der Natur und des ländlichen Raums, wie es auch in Teilen der Regiona l-
plan Düsseldorf vorsieht. 

 

02 Jedoch widerspreche ich der Festsetzung von Geboten und Verboten durch Regiona-l und Landschaftsplänen, die 
gegenüber den Eigentümern eine unzumutbare Bindungswirkung entfalten und diese durch den Eingriff ins Eigen-
tum in ihrer Gestaltungsfreiheit einschränken. 

 

Kap. 4.2-Allgemein 

03 Dieses mindert den Wert des Eigentums, ohne dass es hierfür einen Ausgleich gibt.  

 

Kap. 4.2.1-Z1 

Kap. 4.2.1-G2 

04 Die Ziele zur Wahrung der Natur und des ländlichen Raumes können vielmehr in Zusammenwirkung mit den Eigen-
tümern auch auf andere Weise erreicht werden. Zum Beispiel durch Vertragsnaturschutz. 

 

Kap. 4.2.1-Allgemein 
 

05 Wir selber setzen uns seit vielen Jahrzehnten für eine vielfaltige und artenreiche Natur ein und haben auch für die 
Zukunft viele Ideen, um die Flur von xxx naturnah und positiv zu gestalten. 

 

In diesem Vorhaben werden wir leider zurzeit sehr gebremst und demotiviert, da wir stets fürchten müssen, das 
alles was wir aus Überzeugung freiwillig für die Natur auf unseren Grundstücken machen, durch Regional- und 
Landschaftspläne in der Art unter Schutz gestellt wird, dass es zukünftig aus unser Gestaltungsfreiheit genommen 
wird (Enteignung). 

 

Sonstiges-Allgemein 

06 Hierdurch wird eine große Chance verwirkt, zusammen mit den Betroffenen vor Ort nachhaltigen Landschafts-
schutz zu betreiben. 

 

Gerne erläutere ich Ihnen, auch bei einem Ortsgespräch, unsere Gedanken bezüglich der zukünftigen Stärkung 
des Landschaftsschutzes in der Flur von xxx, in der Hoffnung, einen Weg zu finden, bei dem das Engagement des 
privaten Bürgers honoriert wird und er nicht befürchten muss, hierdurch noch obendrein in seinen Rechten be-
schränkt zu werden. 

 

Ich bitte Sie meine Gedanken zu berücksichtigen; die Eigentümer von Grundstücken in Ihrer Verpflichtung aus dem 
Eigentum zu fordern und nicht durch Beschränkungen zu bestrafen. 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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Freiwilliger Naturschutz ist der beste und nachhaltigste Schutz für Flora und Fauna. 

 

 
Ö-2015-03-31-O Düsseldorf 
Dokument 147445/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Stellungnahme der Bundesvereinigung gegen Fluglärm zum Entwurf des Regionalplans Düsseldorf  

 

anbei sende ich Ihnen vorab per Mail die Stellungnahme der Bundesvereinigung gegen Fluglärm zum Entwurf des 
Regionalplans Düsseldorf. 

 

02 Betreff: Stellungnahme der Bundesvereinigung gegen Fluglärm zum Entwurf des Regionalplans Düsseldorf  

Förmliche Beteiligung gem. §§ 13 Abs. 1 LPlG, 33 LPlG DVO, 10 ROG 

 

der Entwurf des Regionalplans Düsseldorf sieht im Hinblick auf die Festsetzung von Lärmschutzzonen lediglich 
eine nachrichtliche Übernahme der Lärmschutzbereiche gemäß Fluglärmschutzgesetz vor. (Zitat aus dem Entwurf: 
ĂDie nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglªrm (FluLªrmG) an den Flughªfen Düsseldorf und Weeze festgeleg-
ten Lärmschutzbereiche werden nachrichtlich in den Regionalplan ¿bernommen.ñ)  

Dagegen fehlt jedoch die Darstellung von Erweiterten Lärmschutzzonen an den Flughäfen Düsseldorf und Weeze. 
Denn gemäß dem Entwurf des Landesentwicklungsplanes vom 25.06.2013 gilt folgendes Ziel zum Schutz vor Flug-
lärm: 

ĂDie Bevºlkerung ist vor negativen Umweltauswirkungen des Flugverkehrs, insbesondere Fluglªrm, zu sch¿tzen. 
Aus diesem Grund ist in den Regionalplänen im Umfeld der landes- und regionalbedeutsamen Flughäfen und der 
Militärflugplätze Geilenkirchen und Nörvenich eine Erweiterte Lärmschutzzone, die aus den Empfehlungen der 
Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) resultiert, in den Regionalplªnen festzulegen.ñ 

Gemäß dem LEP-Entwurf hat die Regionalplanungsbehörde somit die Aufgabe der Darstellung einer Erweiterten 
Lärmschutzzone im Regionalplan. Es handelt sich bezogen auf den landesbedeutsamen Flughafen Düsseldorf und 
den regionalbedeutsamen Flughafen Weeze (Niederrhein) sogar um eine Pflichtaufgabe (... ist in den Regionalplä-
nen ... eine Erweiterte Lärmschutzzone ... festzulegen). 

Der durch die Bezirksregierung Düsseldorf gemachte Verweis auf fehlende Datengrundlagen ist keine hinreichende 
Begründung, um auf eine Darstellung der Erweiterten Lärmschutzzone am landesbedeutsamen Verkehrsflughafen 
Düsseldorf zu verzichten. Eine Ermittlung der Erweiterten Lärmschutzzone auf Basis der Empfehlungen der Lan-
desarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) kann gegebenenfalls in Abstimmung mit der obersten Immissions-
schutzbehörde auch durch einen neutralen Gutachter erfolgen. 

Kap. 8.2.PZ3g-Allgemein 
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Die Bundesvereinigung gegen Fluglärm fordert die Bezirksregierung Düsseldorf daher auf, die Erweiterten Lärm-
schutzzonen für die Flughäfen Düsseldorf und Weeze entsprechend den LAI-Empfehlungen gegebenenfalls durch 
einen neutralen Gutachter in Abstimmung mit der obersten Immissionsschutzbehörde zu ermitteln und eine zeich-
nerische Darstellung im neuen Regionalplan Düsseldorf sicherzustellen. 

Erweiterte Lärmschutzzonen dienen als Planungszonen für die Siedlungsentwicklung in der Umgebung von Flughä-
fen dem Ziel, dass ein ausreichender Abstand gewahrt wird zwischen dem Gelände des Flughafens und zukünft i-
gen Gebieten, die dem Wohnen dienen, sowie schutzbedürftigen Einrichtungen. Innerhalb der Planungszone Sied-
lungsentwicklung sollen in den Flächennutzungsplänen nur gewerbliche Bauflächen und in den Bebauungsplänen 
nur Industrie- und Gewerbegebiete gemäß Baunutzungsverordnung ausgewiesen werden. 

Die Bezirksregierung Düsseldorf sollte sich nach Auffassung der Bundesvereinigung gegen Fluglärm bei der Fest-
legung der Schutzzone C im Rahmen einer Erweiterten Lärmschutzzone ein Vorbild an den textlichen und zeichne-
rischen Festlegungen im Gebietsentwicklungsplan Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich Dort-
mund (Ziele 33 und 34) nehmen, der die im LEP getroffenen Regelungen als Ziele übernimmt und den aktuellen 
Ausbaustand des Dortmunder Flughafens als Ziel der Regionalplanung festschreibt. 

 

 
Ö-2015-03-31-P Düsseldorf 
Dokument 147363/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Stellungnahme zum Entwurf des neuen Regionalplanes 

 

Den Entwurf des neuen Regionalplanes halte ich nicht für rechtskonform. Dies führe ich darauf zurück, dass der 
Regionalplan potenzielle Wohnbauflächen (ASB) für 3.900 Wohneinheiten (WE) des in der Region festgestellten 
Wohnbauflächenbedarfes in der Stadt Duisburg verortet / zuweist (vgl. Seite 177ff der Begründung). Die fehlende 
Rechtskonformität liegt in der Planung außerhalb des Planungsraumes und in der mangelnden Umsetzungsfähig-
keit der angedachten 3.900 WE für Düsseldorfer in Duisburg. 

 

Mit dem vorliegenden Regionalplan-Entwurf plant die Regionalplanungsbehörde im räumlichen Geltungsbereich 
des Regionalverbandes Ruhr. Damit widerspricht der Entwurf dem § 2 des Landesplanungsgesetzes, der räumlich 
abgegrenzte Geltungsbereiche der Regionalplanung festlegt. Der Regionalplan macht keine Aussagen, wie mit 
diesem Dissens umgegangen wurde, auch nicht im hierf¿r entscheidenden Kapitel Ă7.1.1.6.1 In und Um D¿sseldorf 
ï Umverteilungskonzept nicht realisierbarer Bedarfe in der Stadt D¿sseldorfñ. 

 

Statt dessen wird in der Einleitung zu diesem Kapitel eine Leitlinie des Regionalrates Düsseldorf zitiert, der zufolge 

Kap. 8.2.PZ1a-
Bedarfsberechnung / In und 
Um 
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diejenigen Flächen des bestehenden Flächenpotentials zu entwickeln seien, die auch positive regionale Wirkung 
entfalten. Hierzu soll die Regionalplanung in Zusammenarbeit mit den Kommunen ĂIn und Um D¿sseldorfñ ein Flä-
chenranking initiieren, das eine interkommunal abgestimmte Wohnbaulandentwicklung vorbereiten kann. Der Ent-
wurf des Regionalplanes überlässt diesen Prozess der interkommunalen Abstimmung nicht den Kommunen. Es 
erfolgt das Gegenteil, indem die Bezirksplanungsbehörde die Ergebnisse eines zuvor durchgeführten Rankings per 
Regionalplan schlussendlich festlegt. Gleichzeitig fehlen Aussagen zu Abstimmungsprozessen zum Thema Bau-
landinanspruchnahmen in Duisburg zwischen der Bezirksplanungsbehörde Düsseldorf und der des Regionalver-
bandes Ruhr.  So findet kein Ausgleich zwischen den  jeweiligen regionalplanerischen Zielen beider Behörden statt. 
Der Regionalplan-Entwurf bleibt entsprechende Hinweise schuldig. Fatalerweise, wenn auch als konsequenter Feh-
ler, werden Kriterien (Leitlinien) der ASB-Darstellung, wie sie im Kapitel 7.1 ff (S. 144 der Begründung) für die 
Kommunen des ĂPlanungsraumes D¿sseldorfñ festgelegt wurden, für die Flächen in Duisburg nicht angewendet. 
Einen groben Überblick über diese Leitlinien gibt die Begründung des Regionalplanes ebenfalls auf S. 2144: 

 

ĂDie zuk¿nftige Siedlungsentwicklung in der Planungsregion D¿sseldorf soll den demographischen Herausforde-
rungen Rechnung tragen. Die Regionalplanung hat dabei das Ziel, dass sich kompakte Siedlungsstrukturen mit 
belebten Zentren und einer leistungsfähigen Nahversorgung weiter entwickeln können. Dazu sollen auch entspre-
chende sektorale Zielsetzungen zum Verkehr und Einzelhandel beitragen. Denn kompakte Städte mindern nicht nur 
zu Gunsten von Belangen wie der Landwirtschaft den ĂVerbrauchñ von Freiraum. Kompakte Siedlungsformen er-
lauben auch bessere Erreichbarkeiten, die gerade im Hinblick auf eine alternde Gesellschaft wichtig sindñ (vgl. Ba-
sisleitlinie, siehe darüber hinaus die zwei Leitlinien 1.2.-1.4). Die hier wiedergegebenen Zielsetzungen sind konzep-
tionelle Ausgangspunkte für die Darstellung der Siedlungsbereiche im Bereich Wohnen und Gewerbe.ñ 

 

Diese grobe Beschreibung wird auf Seite 146 der Begründung weiter 

differenziert: 

 

Die Darstellung der Allgemeinen Siedlungsbereiche ist in einer Form erfolgt, die es der kommunalen Bauleitplanung 
ermöglichen soll, 

 

- Siedlungsentwicklung auf Schwerpunkte zu konzentrieren, 

- innerhalb der Siedlungsstruktur eine effiziente und kostengünstige Infrastrukturversorgung zu gewährleisten, 

- an geeigneten Standorten in einem ausreichenden Umfang die Ausweisung von Flachen fur Wohngewerbe und 
Industrie vorzunehmen, 

- und dabei im Sinne eines nachhaltigen zukunftsweisenden Flächenmanagements Konversion und Brachflachen 
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angemessen zu berücksichtigen. 

 

Hinzu sollen kompakte und flächensparende Siedlungsstrukturen und Bauformen gefordert und die Möglichkeiten 
des Umbaus und der Modernisierung von bestehender Siedlungsstruktur mitsamt ihren Wohnungen und Gebäuden 
starker genutzt werden.ñ 

 

In wie weit die in Duisburg verorteten möglichen 3.900 Wohneinheiten den vorgenannten Ziele entsprechen, ist 
dem ĂUmverteilungskonzeptñ, das auf einer bestandsorientierten Analyse aufbaut und keinen perspektivischen An-
satz folgt, kaum bis gar nicht zu entnehmen.  Es fehlt der Nachweis. Es findet daher eine Ungleichbehandlung der 
Flªchenpotenziale in dem ĂPlanungsraum D¿sseldorfñ und in der Stadt Duisburg statt. Eine sach- und fachgerechte 
Abwägung von Vor- und Nachteilen aller miteinander verglichenen Flächen ist daher nicht möglich. 

 

Aufgrund offenbar fehlender Vereinbarungen zwischen der Regionalplanungsbehörde Düsseldorf und der des Re-
gionalverbandes Ruhr ist auch keine Umsetzungskontrolle und jegliche Einflussnahme der Regionalplanungsbe-
hörde Düsseldorf auf die Flächenpotenziale in Duisburg gegeben. Beispielsweise nimmt die Stadt Duisburg nicht 
am Siedlungsmonitoring der Regionalplanungsbehörde Düsseldorf teil. 

 

Grundsätzlich bezweifle ich, dass die Absicht des Regionalplanes, 

3.900 Wohnungen zur Entlastung des zukünftigen Düsseldorfer Wohnungsbedarfes umgesetzt werden kann. Daher 
liegt hier für mich ein konzeptioneller Mangel des Entwurfes des neuen Regionalplanes vor, da die Umsetzung der 
Konzeption (3.900 WE in Duisburg) weder aktiv beeinflusst, noch realistisch in der Umsetzung ist.  

 

Zwischen 1992 und 2012 zogen 12.880 Menschen von Düsseldorf nach Duisburg und in umgekehrter Richtung 
13.594 Menschen (Quelle Landesbetrieb Information und Technik NRW, Tabelle kann nachgereicht werden). Im 
Saldo also lediglich 714 Menschen in 20 Jahren! Bei einer durchschnittlichen Haushaltsgröße von 2,0 Personen 
waren das rund 360 neue Wohnungen, die für die Düsseldorfer Haushalte benötigt wurden, die nunmehr in Duis-
burg wohnen. 

 

Welche Erkenntnis, oder welches Umsetzungskonzept liegt dem Regionalplan zugrunde,  dass nunmehr mit großer 
Gewissheit angenommen werden kann, dass in den kommenden 20 Jahren das rund zehnfache (!) Angebot an 
Wohnungen für Düsseldorfer Haushalte auch tatsächlich abgenommen wird? 
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Ich vermute, vielmehr, dass sich das Wanderungsverhalten zwischen Düsseldorf und Duisburg nicht gravierend 
ªndern wird und es somit zu einer Nachfrage nach den f¿r Duisburg Ăvorgesehenenñ 3.900 Wohnungen im eigentli-
chen Planungsraum des neuen Regionalplanes kommt. Hierfür sind allerdings im neuen Regionalplan keine Flä-
chen reserviert, so dass es zu den üblichen Folgen einer Übernachfrage kommt, wie Preissteigerungen im Grund-
stücks- und Eigentumsbereich und bei den Mieten. Der neue Regionalplan wird daher zu einer Verschlechterung 
der Wohnungsversorgung für breite Kreise der Bevölkerung führen. 

 

 
Ö-2015-03-31-R Neukirchen-Vluyn 
Dokument 147659/2015 

Hinweise:  
 

 

01 
Betreff: Stellungnahme zum Regionalplan Düsseldorf, Stand August 2014 
 
in der Anlage übersende ich Ihnen meine Stellungnahmen zum Regionalplan Düsseldorf, Stand August 2014. 
Betreff: Stellungnahme zum Regionalplan Forst 
 
als Eigentümer größerer Forstflächen im Stadtgebiet Meerbusch, die durch im Entwurf  
des Regionalplanes Düsseldorf genannte Festsetzungen betroffen sind, nehme ich wie 
folgt Stellung: 
 
I) 
Zu4.2. 
Schutz von Natur und Landschaft 
Der Meerbuscher Wald ist bereits heute teilweise als Naturschutzgebiet, überwiegend aber als Landschaftsschutz-
gebiet festgesetzt. In den allgemeinen Vorgaben 4.2.1. ist formuliert (G 2), dass die Kern- und Verbindungsflächen 
des landesweiten und regionalen Biotopverbundes als Naturschutzgebiete festgesetzt 
werden sollen. Diese Forstflächen sind auf der Beikarte 4, D Blatt 2 als ein solcher Kernbereich dargestellt.  
Derzeit wird im Raum Meerbusch ein neuer Landschaftsplan aufgestellt, der an der Festsetzung von NSG und LSG 
Flächen nichts ändert. Der Regionalplan sollte daher nicht die aktuelle Landschaftsplanung des Kreises überholen 
und Festsetzungen regional treffen, die auf der zuständigen lokalen Planungsebene für 
nicht fachgerecht und notwendig erachtet werden. 
 
Von der Festsetzung weiterer Flächen als Naturschutzgebiete sollte daher Abstand genommen 
werden, weil dieses fachlich, siehe Fachplanung der Unteren Landschaftsbehörde 
des Kreises Neuss, nicht geboten ist. 

 

 
Kap. 4.2-Allgemein 
Meerbusch-PZ2da 
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Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

02 
4.2.1 Allgemeine Vorgaben 
Hier wird unter G 2 gefordert: Ădie Kern- und Verbindungsflächen des landesweiten und regionalen Biotopverbundes 
innerhalb der BSN sollen als Naturschutzgebiete festge legt werden". 
Es ist nicht erkennbar, aus welchen rechtlichen Verpflichtungen heraus und unter welchen fachlichen Gesichtspunk-
ten pauschal eine Festsetzung als NSG erfolgen soll, wenn bislang in diesen Bereichen der bestehende Schutz 
durch Festsetzung als LSG ausreichend ist und die geringere Belastung des Forsteigentümers darstellt. Diese pau-
schale Festlegung unterläuft die vorrangig anzustrebende Lösung, Festsetzungen im Rahmen Vertragsnaturschutz 
zu betreiben. Dieser wird damit unmöglich gemacht. Der Meerbuscher Wald ist als Kernbereich für die Entwicklung 
des Biotopverbundes in der Beikarte 4, D Blatt 2 als solcher dargestellt.  
In der Beikarte 4, E Blatt 2 sind die oben genannten Forstflächen als Bereiche für den Schutz der Natur dargestellt. 
Auch für diese Bereiche ist die derzeit geltende Festsetzung teilweise als NSG und teilweise als LSG offenbar aus-
reichend und zweckdienlich und sollte nicht geändert werden. Die Überarbeitung des Landschaftsplanes Meerbusch 
durch die ULB des Kreises Neuss beinhaltet keine Änderungen der bestehenden Schutzgebietsfestsetzungen. So-
weit meine Stellungnahme zu den geplanten faktischen Festsetzungen im Entwurf. 

Kap. 4.2.-Allgemein 

03 
 
II) 
Hinsichtlich der sonstigen und der rechtlichen Würdigung des Entwurfes des Regionalplanes Düsseldorf schließe 
ich mich der Stellungnahme des Grundbesitzerverbandes Nordrhein-Westfalen e.V. vom 3 l.03 .2015 als dessen 
Mitglied an. Das beinhaltet auch die ĂRechtliche Begutachtung zur geplanten Festlegung von Bereichen f¿r den 
Schutz der Natur im Regionalplan Düsseldorf (Entwurf - Stand August 20 14) erstellt von Rechtsanwalt Dr. Felix 
Pauli vom 24.03.2015, die Ihnen vom Grundbesitzerverband zugeleitet wurde. 
Meine Stellungnahme schicke ich Ihnen vorab zur Fristwahrung per E-Mail, die Übersendung 
per Post erfolgt ebenfalls heute. 
 

Die Stellungnahme des 
Grundbesitzerverbandes 
(heute Familienbetriebe 
Land und Forst NRW e. V.) 
befindet sich in der Synopse 
12 unter V-7105-2015-03-
31. Auf die regionalplaneri-
schen Bewertungen bzw. 
auf die Ausgleichsvorschlä-
ge unter den dafür vorgese-
henen Kürzeln zu dieser 
Sellungnahme wird verwie-
sen. 

04 
Betreff: Stellungnahme zum Regionalplan Düsseldorf, Stand August 2014, vorbeugender Hochwasserschutz, Kapi-
tel 4.4.4, Beikarte 4, H Blatt 2, mhier Rückhaltepolder Ilverich 
 
in dem Entwurf zum Regionalplan Düsseldorf, Stand August 2014, wird im Kapitel 4 zeichnerisch dargestellt auf der 
Beikarte 4, H Blatt 2 der Polder Ilverich als Hochwasserrückhaltefläche. 
Als Eigentümer erheblicher Grundstücksflächen, die von der Einrichtung eines solchen Polders betroffen werden 
würden, möchte ich wie folgt Stellung nehmen: 
In den Besprechungen und den zu diesem Plan ergangenen Gutachten wurde überzeugend deutlich gemacht, dass 

Kap. 7-Beikarte 4H 
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das Verhältnis von Aufwand und Ertrag bei diesem Polder so ungünstig ist, dass dieser Polder nicht realisiert wer-
den kann. Darüber hinaus gab es erhebliche umweltfachliche Bedenken, vor allem seitens der Bezirksregierung 
Düsseldorf, die ebenfalls detailliert geltend gemacht wurden. Schließlich wurde festgestellt, dass der dauerhafte 
Betrieb der Kläranlage Düsseldorf Nord bei einer Einstauung des Polders nicht aufrecht zu erhalten sein würde. 
Weiterhin wären die Stadtteillagen Ilverich, Langst-Kierst und zu geringen Teilen auch Büderich durch steigendes 
Grundwasser erheblich gefährdet worden. Der damals bereits abzusehende Neubau des Banndeiches im Bereich 
der Ilvericher Rheinschlinge ist nun seit zwei Jahren fertiggestellt und würde einer luftseitigen Belastung mit Wasser 
konstruktiv nicht standhalten können. 
 
Es ist sicherlich nicht erforderlich, die negativen Auswirkungen eines solchen Polders auf den Stadtbereich, den 
landwirtschaftlichen Bereich, das Klärwerk Nord und den Naturschutz noch einmal detailliert darzustellen. Aus die-
sen genannten Gründen jedoch wurde damals die Vorstudie nicht weiter bearbeitet und wurde aus der Liste der 
Bauwerke für den vorbereitenden Hochwasserschutz gestrichen bis mind. 2050. Erst nach 2050 sollte bei Bedarf 
eine erneute Überprüfung der Sinnfälligkeit dieses Polders wieder aufgenommen werden. Ich möchte deshalb da-
rum bitten, dass dieser Polder aus dem Entwurf des Regionalplanes 
gestrichen wird. 
 

 
Ö-2015-03-31-S Solingen 
Dokument 147482/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Regionalplanung, hier: Solingen 

 

bezüglich der Planung des neuen Regionalplanes spreche ich mich als Solinger Bürger dafür aus, dass die vom 
Rat der Stadt Solingen vorgeschlagenen Gewerbegebiete im Regionalplan vollumfänglich berücksichtigt werden. 
Um eine Großstadt mit all ihren Facetten im Bestand zu sichern, ist eine ausreichende Zahl an Gewerbegebieten 
erforderlich. Letztlich sind dort die Arbeits- und Ausbildungsplätze der Menschen. Außerdem werden von den Un-
ternehmen und ihren Mitarbeitern die Steuern erwirtschaftet, die einem Gemeinwesen die Überlebensfähigkeit ge-
währleisten. 

  

Eine Stadt, die versucht, sich als reine ĂSchlafstadtñ zu etablieren ist langfristig in ihrem Bestand gefªhrdet. 

  

Solingen-PZ1c 

 

02 Ebenfalls essentiell ist eine effektive Verkehrsinfrastruktur und zwar sowohl für die Firmen in Solingen, wie auch für 
die Pendler. Deshalb bef¿rworte ich mit Nachdruck den Anschluss der ĂViehbachtalstraÇeñ an die Autobahn 3. 

  

Solingen-PZ3ab-2 
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Da im Rahmen sämtlicher Planungsverfahren die Belange des Umweltschutzes in breiter Form berücksichtigt wer-
den, halte ich die Ausweisung der genannten Flächen bzw. den Autobahnanschluss für gut vertretbar und zur S i-
cherung der Zukunft der Industriestadt Solingen für dringend erforderlich. 

 

 
Ö-2015-03-31-V Wuppertal 
Dokument 147707/2015 

Hinweise:  
Fotos sind nicht vorhanden 

 

01 Betreff: Stellungnahme zum Entwurf des neuen Regionalplans Düsseldorf (RPD) / Bedenken gegen ein neues Ge-
werbegebiet ĂNªchstebrecker StraÇe / Am Karthausbuschñ in Wuppertal 

 

als Anwohner und damit direkt Betroffene möchten wir gegen eine neue Gewerbegebiets-Flächenausweisung im 
Entwurf zum neuen Regionalplan protestieren und Bedenken äußern. 

Durch eine Behandlung des Entwurfes des neuen Regionalplans Düsseldorf in der Sitzung des Rates der Stadt 
Wuppertal am 6.3.2015 sind wir auf den Regionalplan aufmerksam geworden und haben uns daher mit der Thema-
tik beschäftigt. 

 

Wir beziehen unsere Stellungnahme auf das von der Stadt Wuppertal in ihrer Stellungnahme als Flªche ĂNªchste-
brecker StraÇe / Am Karthausbuschñ bezeichnete Gebiet. 

Das Gebiet Nächstebrecker Straße / Am Karthausbusch in Wuppertal ist bislang im Regionalplan als ĂFreiraum- 
und Agrarbereicheñ sowie ĂWaldbereichñ und als ĂSchutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholungñ aus-
gewiesen und ist aktuell im Flächennutzungsplan der Stadt Wuppertal als Grünfläche und in Teilen als Land-
schaftsschutzgebiet ausgewiesen. Im nun vorliegenden Entwurf zum neuen Regionalplan ist die Fläche (ca. 12,6 
ha) als Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) dargestellt.  

 

Wir möchten darauf aufmerksam machen, dass innerhalb der ausgewiesenen Fläche ein Waldgebiet liegt, dass von 
Greifvögeln und Tieren (insbesondere Rehen) als Rückzugsraum genutzt wird, da dieses Waldgebiet nicht durch 
Wanderwege durchkreuzt wird (im Gegensatz zum benachbarten Naturschutzgebiet). Neben dem Waldgebiet ent-
lang des FuÇweges ĂIm Hºlkenñ, der sehr beliebt ist und eine traditionelle Wegeverbindung darstellt, sind in den 
letzten Jahren Ausgleichsflächen mit einer Streuobstwiese errichtet worden. Die Flächenausweisung im neuen Re-
gionalplan nimmt keinerlei Bezug auf das Waldgebiet und die Ausgleichsflªche. Im Gegensatz dazu war im Ăaltenñ, 
noch aktuellen Regionalplan die Flªche als ĂSchutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholungñ dargestellt. 
Die Fläche ist daher auch ein beliebtes Gebiet zum Spazieren gehen. 

 

Wuppertal-PZ1c 
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Regionalplanerische 
Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

 

In der Recherche zu diesem für uns sehr wichtigen Thema haben wir auf https://www.wuppertal.de/wirtschaft -
stadtentwicklung/gewerbeflaechen/index.php das ĂHandlungsprogramm Gewerbeflªchenñ gefunden. Dort steht zu 
der Fläche Nächstebrecker Straße / Am Karthausbusch auf Seite 122 u.a.: 

 

ĂEs handelt sich um ein Kaltluftabflussgebiet. Im Norden am BºschungsfuÇ zur Nordbahntrasse sind Waldeidech-
sen bekannt. Angrenzend im nördlichen und westlichen Bereich stockt Wald, der ferner als Naturschutzgebiet aus-
gewiesen ist. Um das Naturschutzgebiet herum, sind Kompensationsflächen angelegt worden. Die Fläche liegt im 
Landschaftsschutzgebiet und ist Teil des Biotopverbundes NW (VB-D4709-025). Es handelt sich ferner um ein Do-
linengebiet.ñ 

 

Uns ist bewusst, dass die Stadt und die Wirtschaft neue Gewerbeflächen benötigt. Daher sind auch im Umfeld des 
Industriegebiets Nächstebreck weitere neue Fläche im Regionalplan dargestellt. Wir stellen allerdings fest, dass 
eine Fläche (Jesinghausen) nicht mehr als Gewerbefläche dargestellt wird, dafür aber nun die Fläche an der 
Nächstebrecker Straße neu als Gewerbegebiet ausgewiesen wird. Wir bitten zu Bedenken, dass unser Umfeld in 
Wuppertal-Nord in den letzten Jahren immer mehr durch Gewerbe und Industrieansiedlungen sich verändert hat 
(z.B. Asphaltmischwerk an der Wittener Straße) und unser Lebensraum und der Lebensraum der Tiere sich daher 
verschlechtert hat. 

 

Wir bitten Sie, diese neue Flächenausweisung noch einmal zu überprüfen und ggf. die Fläche auf die nördliche des 
Waldes liegende Fläche zu reduzieren, um damit auch den Ansprüchen der Wirtschaft Genüge zu tun. Dort gibt es 
auch keine direkt angrenzende Wohnbevölkerung und dort sind auch keine beliebten und historisch gewachsenen 
Wander- und Fußgängerwege. 

 

Damit Sie den Charakter der Fläche und ihre Beliebtheit einschätzen können, haben wir Ihnen aktuelle Fotos ange-
fügt. 

 

 
Ö-2015-03-31-W Uedem 
Dokument 147751/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Stellungnahme zur Regionalplanfortschreibung (Entwurf: Stand 11.03.2015) 

 

Ich beschäftige mich seit geraumer Zeit mit dem Thema Windkraft in der Gemeinde Uedem. In Zusammenarbeit mit 

Uedem-PZ2ed 
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Bewertung (Kenntnisnahme/ 
Fundstelle der Bewertung) 

vier weiteren Personen aus der Gemeinde Uedem versuchen wir seit zwei Jahren einen echten genossenschaftl i-
chen Bürgerwindpark im Gemeindegebiet zu planen. 

 

Aus unserer Sicht, gibt es in der Gemeinde Uedem - anders als in anderen Städten und Gemeinden durchaus eine 
große Zahl an Bürgern, die das Thema Windkraft positiv sehen. Auch die aktive Beteiligung ist aus Sicht der Bür-
gerschaft gewünscht. Die Gespräche mit den Ratsmitgliedern spiegeln uns, dass es im Rat eine sehr große Mehr-
heit gibt, die einen genossenschaftlichen Bürgerwindpark begrüßen. Leider wurden die bisher realisierten Windpro-
jekte überwiegend von wenigen regionalen Akteuren gestemmt. Dies führte desöfteren zu Neiddiskussionen, die 
mitunter auch zur Ablehnung des Themas Windkraft in Gänze führten. 

 

Wir haben planerisch zunächst das gesamte Gemeindegebiet als Planungsgrundlage genommen. 

 

Da Uedem unsereres Erachtens eine waldarme Gemeinde ist, sollte  der geringe Waldanteil für Planungen nicht 
angetastet werden - dies ist auch inhaltlich deckungsgleich mit dem Winderlass NRW -. Der Hochwald ist ohnehin 
durch militärische Nutzung für eine Windkraftplanung ausgeschlossen. Aber auch den kleineren Waldparzellen 
kommt im waldarmen Uedem eine besondere ökologische Bedeutung zu. Militärische Einschränkungen, Sied-
lungsgebiete sowie Gebiete, die möglicherweise für eine Gemeindeentwicklung z.B. für die B67N wichtig werden 
könnten, haben wir ebenfalls berücksichtigt.  

Nach langer Planungsphase sind wir zu der in der Anlage dargestellten Fläche gekommen.(See attached fi le: 
document2015-03-27-175923.pdf) 

 

Aus unserer Sicht stehen an dieser Stelle der Windenergienutzung keine wesentlichen Hinderungsgründe im We-
ge. Die Anwohner sind diesem Thema gegenüber sehr aufgeschlossen.  

 

Wir bitten, dies bei der Erstellung des Regionalplanes zu berücksichtigen 
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Ö-2015-03-31 X Mettmann 
Dokument 143645/2015 

Hinweise:  
 

 

01 Betreff: Einwendungen und Bedenken aus Sicht der Kreisbauernschaft Mettmann gegenüber dem Entwurf des 
RPD 

 

zum Entwurf des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf (Stand August 2014) nehmen wir wie folgt 
Stellung: 

 

Erstes Kapitel 4 .2 Schutz von Natur und Landschaft: 
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